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Stadt Erlangen

Jugendhilfeausschuss 
5. Sitzung      Mittwoch,  24.07.2013      16:30 Uhr      Ratssaal, Rathaus 
 
 
Nicht öffentliche Tagesordnung 
- siehe Anlage - 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:30 Uhr Inhaltsverzeichnis 
siehe letzte Seite(n) 

 
1. Mitteilungen zur Kenntnis 

 
 
 

1.1. Neubau Jugendtreff FAG-Gelände Bruck - Informationen zur  
Terminplanung 
 

242/311/2013 
Kenntnisnahme 

1.2. Umsetzung der Beschlüsse zur Haushaltskonsolidierung 2011  
hier: Ergebnisse des Jugendamts 
 

51/127/2013 
Kenntnisnahme 

1.3. Deutscher Kinder- und Jugendhilfepreis 2014 
 

51/125/2013 
Kenntnisnahme 

2. Präsentation der Ergebnisse Familienbefragung 2012 – Teil 
Kinder- und Jugendarbeit 
 

51/115/2013 
Beschluss 

3. Katholische Kirchengemeinde St. Kunigund in Eltersdorf;  
hier: Schaffung von betrieblichen Krippenplätzen durch einen 
Anbau/Neubau 
 

51/126/2013 
Gutachten 

4. Krippenausbau: Fortschreibung der Priorisierungsliste für das 
Jahr 2014 ff. 
 

512/102/2013 
Gutachten 

5. Neubau Kinderkrippe Buckenhofer Weg; Vorentwurfsplanung 
nach DABau 5.4 
 

242/312/2013 
Gutachten 

6. Neubau einer dreigruppigen Kinderkrippe am Buckenhofer Weg: 
Mittelbereitstellung 
 

512/101/2013 
Gutachten 

7. Krippenausbau auf dem städtischen Grundstück Killingerstr. 
Flurnr. 2846; 
Finanzierung von Zusatzkosten für grundstücksbedingte, 
erforderliche Maßnahmen zur Herrichtung des Grundstücks 

512/104/2013 
Gutachten 
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8. "Krabbelgruppe Thalermühle" - freiwilliger Zuschuss für 
Beleuchtungsanlage 
 

512/103/2013 
Gutachten 

9. Strukturelle Weiterentwicklung der kommunalen Familienbildung 
und von Familienstützpunkten 
 

511/056/2013 
Beschluss 

10. Anfragen 
 

 
 

 
Die Sitzung wird anschließend nichtöffentlich fortgesetzt. 
 
 
 
Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen. 
 

Erlangen, den 16. Juli 2013 
STADT ERLANGEN 
gez. Dr. Siegfried Balleis 
Oberbürgermeister 

 
Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgründen auf den nächsten Termin verschoben werden 
müssen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen. 

Die Sitzungsunterlagen können auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden. 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/24 Amt 24 242/311/2013 
 
Neubau Jugendtreff FAG-Gelände Bruck - Informationen zur Terminplanung 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Kultur- und Freizeitausschuss 03.07.2013 Ö Kenntnisnahme zur Kenntnis genommen 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Abt. 511, Abt. 413  
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Auf dem ehemaligen FAG-Gelände in Bruck soll ein Jugendtreff mit Räumen für die Stadtteilarbeit 
des Kultur- und Freizeitamtes errichtet werden (Beschluss JHA 07.03.2013 und KFA 13.03.2013). 
Das Grundstück befindet sich noch im Eigentum des Investors EUKIA Wohn- und Industriebau 
Baubetreuungs GmbH.  
Eine Schadstoffuntersuchung des belasteten Geländes liegt noch nicht vor. Sie konnte nach Ver-
handlungen mit dem Investor unter Beteiligung des Rechtsamts von der Stadt Anfang Juni beauf-
tragt werden, auch wenn der Eigentumsübergang noch aussteht. 
Ohne das Ergebnis dieser Schadstoffuntersuchung kann der Entwurf nicht weiterbearbeitet wer-
den, da wesentliche Informationen zum eventuellen Bodenaustausch und zur Gründung fehlen. 
Die Fertigstellung der Entwurfsplanung mit Kostenberechnung verschiebt sich damit um 10 Wo-
chen auf frühestens Ende Juli 2013.  
Der ursprünglich vorgesehene Baubeginn im Oktober 2013 kann somit nicht gehalten werden, er 
wird auf das Frühjahr 2014 verschoben. Fertigstellung mit Außenanlagen ist dann für das Frühjahr 
2015 geplant.  
 
Anlagen:  
 
 

III. Behandlung im Gremium 
Beratung im Kultur- und Freizeitausschuss am 03.07.2013 
 
Protokollvermerk: 
Die Mitteilung zur Kenntnis wird zum Tagesordnungspunkt 8.5 erhoben.  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 
gez. Aßmus, Bürgermeisterin gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 

IV. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
V. Zum Vorgang 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
  51/127/2013 
 
Umsetzung der Beschlüsse zur Haushaltskonsolidierung 2011  
hier: Ergebnisse des Jugendamts 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
In der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses (HFPA) vom 19.06.2013 wurde im 
Rahmen des von Amt 11 durchgeführten Umsetzungscontrolling ein Bericht über das Ergebnis 
vorgelegt. 
 
Die Einzelberichte über die Maßnahmen des Jugendamts sind im Folgenden dargestellt; es han-
delt sich dabei um Auszüge aus der HFPA-Vorlage: 
 
. Amt 51 – Maßnahme Nr. 20 (Verstetigung der Pflegequote) 
 
Zu den Vorschlägen Nr. 20 und 21 im Bereich der Jugendhilfe wird ergänzend und zur vertiefen-
den Information auf die JHA-Vorlagen zum Controlling-Beschluss in den Sitzungen vom 
13.10.2011, 22.03.2012 und 07.03.2013 verwiesen. 
 
1.Beschreibung der Maßnahme lt. Gutachten Rödl & Partner 
„Die Hilfen nach § 33 SGB VIII-Vollzeitpflegestellen für die Stadt Erlangen eine wichtige Möglich-
keit der Umsteuerung kostenintensiver Hilfen außerhalb der Familie dar. Die Koordination des 
Pflegekinderwesens obliegt der Abteilung 511 des Stadtjugendamtes. 
Durch die Bemühungen des Pflegekinderdienstes ausreichend Eltern für Pflegschaften bereitzu-
stellen, konnte im Jahr 2008 eine Pflegequote von rund 54 Prozent erreicht werden.  
Um eine Stagnation der Pflegequote auf hohem Niveau zu vermeiden, empfiehlt Rödl & Partner 
den Pflegekinderdienst um 2,0 VZÄ [Anm. Beschluss Erlangen 1,0 VZÄ] zu verstärken und das 
Konzept der Heilpädagogischen Sonderpflege fortzuschreiben. Ziel dieser Intensivierung muss 
sein, mittelfristig eine Pflegequote von rund 65 Prozent erreichen und verstetigen zu können.“ 
 
 
2. Zeitplan für die Umsetzungsaktivitäten 
 

Terminplan erstellt: 9 

Umsetzungsaktivitäten im an-
gepassten Zeitplan: 

9 

 
3. Finanzziele
Wie bereits mehrfach von Amt 51 ausgeführt ist der reine Zahlenvergleich nur bedingt und der al-
leinige Blick auf die Pflegequote gar nicht geeignet, um Rückschlüsse auf eine Kostenverteilung 
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vornehmen zu können. Vielmehr ist der Fokus auf die durch Amt 51 veranlassten Maßnahmen zur 
Verbesserung des Angebots der Vollzeitpflege (Schaffung neuer Unterbringungsplätze, Verbesse-
rung der Grundqualifizierung und der Begleitung während des Pflegeverhältnisses, Reduzierung 
von Abbrüchen, Verbesserung der Kooperation mit freien Trägern) zu richten. 
Seit der Stellenbesetzung der im Rahmen dieser Konsolidierungsmaßnahme neu geschaffenen 
Planstelle im Oktober 2011 wurden diese intensiviert, so dass sechs neue Pflegefamilien (vier 
Vollzeit und zwei familiäre Bereitschaftsbetreuung) gewonnen werden konnten. In diese Familien 
wurden neun Kinder vermittelt, davon sechs Kinder in Vollzeitpflege und drei Kinder in familiäre 
Bereitschaftsbetreuung. 
Rödl&Partner ist pro vermiedener Heimunterbringung von einer Kostenersparnis in Höhe von ca. 
30.000 € ausgegangen. Neben der oben genannten Vermittlung von Kindern in die neu gewonne-
nen Pflegefamilien ist es in drei weiteren Fällen gelungen Jugendliche (13 -16 - jährige) in Pflege-
familien zu vermitteln. Damit konnten seit Beginn dieser Maßnahme 12 neue Heimunterbringungen 
vermieden werden. Daraus ergibt sich mit dem Ansatz von Rödl&Partner eine rechnerische Kos-
tenersparnis in Höhe von ca. 360.000 € für das Jahr 2012.  
 
Die Einsparvorgabe der Maßnahme 20 „Verstetigung der Pflegequote“ ist damit erfüllt und 
die Maßnahme umgesetzt. Eine weitere Berichterstattung ist nicht mehr notwendig. 
 
 
Amt 51 – Maßnahme Nr. 21 (Ausbau präventiver Beratungsmaßnahmen in Kindertagesstät-
ten und Familienpädagogischen Einrichtungen) 
 
1.Beschreibung der Maßnahme lt. Gutachten Rödl & Partner
„Im § 16 SGB VIII wird der Begriff der Allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie näher 
ausgeführt. Der Beratungsbegriff wird in den verschiedenen Aufgabenbereichen Vormundschaft/ 
Beistandschaft, Allgemeiner Sozialer Dienst / Besonderer Sozialer Dienst, Kindertagesseinrichtun-
gen, Koordinierende Kinderschutzstellen und Städtische Jugend- und Familienberatungsstelle 
wahrgenommen.  
Die übergreifende Zusammenarbeit und die Vernetzung der einzelnen Beratungsangebote findet 
gegenwärtig nicht flächendeckend, sondern immer wiederkehrend in Projektform statt, obwohl die 
strukturellen Gegebenheiten im Stadtjugendamt gute Voraussetzungen darstellen.  
Damit eine möglichst breite Masse an potenziellem Beratungsklientel erreicht wird, ist es notwen-
dig verschiedene Institutionen in die Intensivierung und Verdichtung des Beratungsansatzes ein-
zubinden. Diese Intensivierung sollte im Bereich der Familienpädagogischen Einrichtungen mit 1,5 
VZÄ [Anm. Beschluss Erlangen 1,0 VZÄ], der Kindertageseinrichtungen mit 3,0 VZÄ [Anm. Be-
schluss Erlangen 1,0 VZÄ]  … erfolgen. …“  
 
2. Zeitplan für die Umsetzungsaktivitäten 
 

Terminplan erstellt: 9 

Umsetzungsaktivitäten im  
angepassten Zeitplan: 

9 

 
3. Finanzziele
 
Durch die neuen personellen Ressourcen konnte eine deutlich höhere Präsenz der Beratungs-
fachkräfte, eine Regelmäßigkeit (wenn sinnvoll und gewünscht) und eine höhere Niedrig-
schwelligkeit erreicht werden, die eine besondere Qualität darstellen. Im letzten Jahr wurde die 
Zahl der Familien, die eine Familienpädagogische Einrichtung besucht, von 33 Besucherfamilien 
auf 62 Besucherfamilien fast verdoppelt. Um die Entwicklung der Besucherfamilien zu erfassen, 
wird vierteljährlich für jede Familie, die regelmäßig eine Familienpädagogische Einrichtung be-
sucht, eine Einschätzung verschiedener Risikofaktoren sowie des Hilfebedarfs vorgenommen. Die 
Anzahl der Besucherfamilien, die ohne das Angebot der Familienpädagogischen Einrichtung mit 
hoher Wahrscheinlichkeit eine Hilfe zur Erziehung benötigt hätten, lag im vergangenen Jahr bei 
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durchschnittlich acht Familien.  
 
Geht man davon aus, dass diese Hilfen in etwa der Verteilung den in der Vergangenheit gewähr-
ten Hilfen entspricht, muss zunächst einmal der Prozentsatz der in Frage kommenden Hilfen ermit-
telt werden. Verteilt man dann die acht Fälle entsprechend diesen Prozentsätzen, kommt man zu 
folgendem Ergebnis: 
 
Erziehungsbeistandschaft 1,5 Fälle Kosten/Jahr 7.891,30
Sozialpädagogische Familienhilfe 1,9 Fälle Kosten/Jahr 13.675,58
Vollzeitpflege 2,3 Fälle Kosten/Jahr 29.603,96
Heimerziehung 1,9 Fälle Kosten/Jahr 99.523,81
Heilpädagogische Tagesstätte 0,4 Fälle Kosten/Jahr 13.031,58

Gesamt 8 Fälle  163.726,23
 
Somit ergibt sich durch die präventive Arbeit in den Familienpädagogischen Einrichtungen eine 
Kostenersparnis für das Jahr 2012 in Höhe von ca. 160.000 €. Darin sind die Fälle, in denen durch 
die Einleitung z.B. ambulanter Maßnahmen wie Erziehungsbeistandschaft und Sozialpädagogi-
sche Familienhilfe Fremdunterbringungen vermieden werden konnten, nicht eingerechnet. 
 
Amt 51 hat damit das Einsparziel der Maßnahme Nr. 21 (Ausbau präventiver Beratungs-
maßnahmen in Kindertagesstätten und Familienpädagogischen Einrichtungen) erreicht und 
die Maßnahme umgesetzt. Eine weitere Berichterstattung ist nicht mehr notwendig. 
 
 
Amt 51 – Maßnahme Nr. 23 (Steigerung der Erträge aus Elternbeiträgen im Bereich der Ta-
geseinrichtungen für Kinder) 
 
1. Zeitplan für die Umsetzungsaktivitäten 
 

Terminplan erstellt: 9 

Umsetzungsaktivitäten im  
angepassten Zeitplan: 

9 

 
2. Finanzziele 
 
Auf den Bericht im Jugendhilfeausschuss vom 18.10.2012 über die Änderung der Gebühren für die 
städtischen Kindertageseinrichtungen wird verwiesen. In seiner Sitzung am 29.11.2012 hat der 
Stadtrat die Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Kindertageseinrichtungen mit Wir-
kung zum 01.01.2013 beschlossen. Die Maßnahme ist damit umgesetzt. 
Ende des Auszugs. 
Zusammenfassend ist somit festzustellen, dass die Vorgaben, soweit sie das Jugendamt betreffen 
erfüllt sind. 

 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/RR006  51/125/2013 
 
Deutscher Kinder- und Jugendhilfepreis 2014 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ schreibt den Deutschen Kinder- und 
Jugendhilfepreis 2014 – Hermine-Albers-Preis – in den Kategorien Praxispreis, Theorie- und 
Wissenschaftspreis sowie Medienpreis der Kinder- und Jugendhilfe aus. Der Ausschreibungstext sowie 
ein Bewerbungsbogen als Muster liegen bei. .  
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Ausschreibung 
Deutscher Kinder- und Jugendhilfepreis 2014 
 
Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ schreibt den Deutschen Kinder- und 
Jugendhilfepreis 2014 – Hermine-Albers-Preis – in den Kategorien Praxispreis, Theorie- und 
Wissenschaftspreis sowie Medienpreis der Kinder- und Jugendhilfe aus. 
Der Deutsche Kinder- und Jugendhilfepreis – Hermine-Albers-Preis – wird von den Obersten 
Jugend- und Familienbehörden der Länder gestiftet und vom Vorstand der Arbeitsgemeinschaft 
für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ alle zwei Jahre verliehen. 
 
 
Jugendpolitik vor Ort gestalten 
Praxispreis der Kinder- und Jugendhilfe 2014 
 
Für das Jahr 2014 schreibt die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ den 
Deutschen Kinder- und Jugendhilfepreis in der Kategorie Praxispreis der Kinder- und Jugendhilfe 
zum Thema „Jugendpolitik vor Ort gestalten“ aus.  
Jugend ist eine entscheidende Lebensphase der Orientierung und der Weichenstellung für die 
Zukunft. Sie ist geprägt von einem Spannungsverhältnis des Übergangs von der Kindheit zum 
Erwachsenenstatus, von der Orientierungssuche und vom Ausprobieren und von der Suche nach 
einer eigenständigen Lebensführung. Um allen Jugendlichen bestmögliche Chancen und 
Rahmenbedingungen für ein gelingendes Aufwachsen zu ermöglichen, bedarf es einer Politik, die 
deren spezifische Bedürfnisse stärker in den Mittelpunkt rückt. Aufgabe von Jugendpolitik ist es, 
Jugendliche als Partner in einem Gestaltungsprozess anzuerkennen, sie bei der Bewältigung 
alterstypischer Angelegenheiten zu unterstützen und ihnen entsprechende Freiräume für ihre 
Entwicklung und die Erprobung unterschiedlicher Identitätsentwürfe sowie eine spezifische 
Förderung zur Verfügung zu stellen. Sie setzt sich dafür ein, jungen Menschen unabhängig von 
ihrer Herkunft, ihrem Geschlecht oder einer möglichen Behinderung gleiche Teilhabechancen zu 
eröffnen sowie zu einer gelingenden beruflichen und sozialen Integration beizutragen. Dabei ist 
Jugendpolitik immer auch eine Einmischungspolitik, indem sie in anwaltschaftlicher Funktion die 
Interessen junger Menschen auch in anderen Politikbereichen vertritt und diese wiederum nutzt, 
um gemeinsame Ziele umzusetzen. Eines der wichtigsten Instrumente von Jugendpolitik ist die 
Selbstorganisation junger Menschen.  
 
Mit der Ausschreibung des Praxispreises 2014 werden Organisationen, Initiativen und Träger etc. 
angesprochen, die mit ihrer Arbeit aufzeigen, wie die beschriebenen und theoretischen 
Anforderungen praxisnah und alltagsorientiert umgesetzt werden. Ausgezeichnet werden 
sollen Arbeiten, die zu dem ausgeschriebenen Thema innovative Modelle, Konzepte bzw. 
Strategien der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe beschreiben und dieser neue Impulse geben 
sowie zu ihrer Weiterentwicklung beitragen. Der Praxispreis ist mit 4.000 Euro dotiert. 
 
Der Einsendeschluss für den Praxispreis 2014 ist der 31. Oktober 2013. 
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Theorie- und Wissenschaftspreis der Kinder- und Jugendhilfe 2014 
 
Ausgeschrieben wird für den Deutschen Kinder- und Jugendhilfepreis 2014 der Theorie- und 
Wissenschaftspreis der Kinder- und Jugendhilfe. Mit dem Preis sollen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler sowie Fachkräfte, insbesondere auch Nachwuchskräfte, im Bereich der Sozialen 
Arbeit, Erziehungswissenschaft und/oder Kinder- und Jugendhilfe für ihre Arbeit ausgezeichnet 
und gefördert werden. Für den Preis können fachtheoretische und wissenschaftliche Arbeiten der 
jüngsten Zeit eingereicht werden, die der Theorie der Kinder- und Jugendhilfe neue Impulse 
geben. Dabei sind auch Arbeiten gefragt, die aufzeigen, wie Erfahrungen aus der Praxis der 
Kinder- und Jugendhilfe in Theorie, Wissenschaft und Ausbildung aufgegriffen werden. 
 
Die eingereichten Qualifikationsarbeiten sollen in der Regel das Niveau einer wissenschaftlich 
beachtlichen, schriftlichen Arbeit (Dissertation) haben. Die Dissertationsverfahren sollten in dem 
Zeitraum vom 1. November 2011 bis 30. Oktober 2013 abgeschlossen worden sein. Die 
theoretische bzw. wissenschaftliche Intention der Arbeiten mit ihrem Bezug zur Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII) soll in einem Exposé zur schriftlichen Arbeit erläutert werden. Der Theorie- 
und Wissenschaftspreis ist mit 4.000 Euro dotiert. 
 
Der Einsendeschluss für den Theorie- und Wissenschaftspreis 2014 ist der 31. Oktober 
2013. 
 
 
Medienpreis der Kinder- und Jugendhilfe 2014 
 
Seit 2002 verleiht die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ alle zwei Jahre den 
Medienpreis der Kinder- und Jugendhilfe. Dieser würdigt hervorragende publizistische Arbeiten – 
sei es in Tages- oder Wochenzeitungen, in regionalen oder überregionalen Medien, in 
Printmedien, Online-Medien oder in Rundfunk und Fernsehen –, die zu einem Verständnis der 
Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe beitragen und/oder die Lebenswelten von Kindern, 
Jugendlichen und ihren Familien einer breiten Öffentlichkeit bewusst machen. In diesem 
Zusammenhang können Journalistinnen und Journalisten nicht nur für einzelne Beiträge, sondern 
auch für ein kontinuierliches berufliches Engagement ausgezeichnet werden. Bei Einsendung 
einzelner Beiträge muss gewährleistet sein, dass diese in einem Zeitraum vom 31. Oktober 2011 
bis 30. Oktober 2013 veröffentlicht wurden. Der Medienpreis ist mit 4.000 Euro dotiert. 
 
Der Einsendeschluss für den Medienpreis 2014 ist der 31. Oktober 2013. 
 
 

Bewerbungen und Einsendungen von Arbeiten und Beiträgen 
 
Es werden sowohl Eigenbewerbungen als auch Benennungen durch Dritte (Näheres hierzu 
regelt die Satzung) berücksichtigt. Die Bewerbungsunterlagen (Formblatt Anerkennung der 
Satzung, Formblatt Bewerbungsbogen und Satzung) können bei der Geschäftsstelle der 
AGJ angefordert oder auf den Internetseiten der AGJ unter www.agj.de/jugendhilfepreis 
unter dem Link Bewerbungsunterlagen heruntergeladen werden und müssen der 
Geschäftsstelle der AGJ bis zum Einsendeschluss ausgefüllt vorliegen. Der Bewerbung sind 
mindestens drei Exemplare des zur Auszeichnung vorgeschlagenen Beitrages beizufügen. 
Bei einer Bewerbung sind die in der Satzung festgelegten Anforderungen an die 
einzureichenden Arbeiten und Beiträge zu beachten. Die Auswahl der Preisträgerinnen und 
Preisträger erfolgt durch eine unabhängige Jury. 
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Informationen 
 
Für weitere Informationen und Bewerbungsunterlagen wenden Sie sich bitte an: 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 
Sabine Kummetat 
Mühlendamm 3, 10178 Berlin 
Tel.: (030) 400 40 219, Fax: (030) 400 40 232 
E-Mail: jugendhilfepreis@agj.de 
Die Informationsmaterialien zum Deutschen Kinder- und Jugendhilfepreis 
sind auch im Internet unter www.agj.de/jugendhilfepreis zugänglich. 
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Bitte beachten Sie den Einsendeschluss:  
31. Oktober 2013.  

 

Bewerbungsbogen 
Deutscher Kinder- und Jugendhilfepreis 2014 
Hermine-Albers-Preis  
 
-Praxispreis der Kinder- und Jugendhilfe- 
 
Bitte beachten Sie bei Ihrer Bewerbung um den Deutschen Kinder- und Jugendhilfepreis die Satzung und den 
entsprechenden Ausschreibungstext! Füllen Sie bitte den Bewerbungsbogen maschinenschriftlich aus. 
 
Organisation/Institution:  
 
Vorname, Name: 

 

 
Straße:  

 

 
PLZ und Ort:  

 

 
Telefon:  

 

 
Fax:  

 

 
E-Mail:  

 

 
 
Die Bewerbung gilt für: 

 
 Theorie- und  

Wissenschaftspreis

 
 Praxispreis  

 
 Medienpreis  

 
 
Titel der eingereichten Arbeit: 

 

 
Thema der eingereichten Arbeit:  

 

 
Form der eingereichten Arbeit: 

 
 

 
 

 
(z. B. Bericht, Konzept, Projektbeschreibung) 

 
Umfang: 

 

 
Ergänzung der eingereichten 
Arbeit durch (z. B. Videofilm, 
Hörspiel, Ausstellung, 
Internetpräsentation etc.): 

 
 
 
  

 
Anzahl eingereichter Exemplare:  3 Ex.  4 Ex.  5 Ex. 
 
Bitte denken Sie daran, die eingereichte Arbeit mindestens in dreifacher Ausfertigung vorzulegen. 
 
 
Die Arbeit liegt vor in: 

 
 

 deutscher Sprache 

 
 

 fremdsprachig mit Übersetzung 
 
Wurde die Arbeit bereits 
veröffentlicht? 

 nein  ja  
 
 am:

 

   
 in: 

 

 
Die Anerkennung der Satzung des 
Deutschen Kinder- und 
Jugendhilfepreises  

 liegt bei  wird bis zum Bewerbungsschluss nachgereicht 

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und  Jugendhilfe – AGJ, Mühlendamm 3, 10178 Berlin, Tel.: (030) 400 40 200, Fax: 
(030) 400 40 232, E-Mail: agj@agj.de, www.agj.de 
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Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und  Jugendhilfe – AGJ, Mühlendamm 3, 10178 Berlin, Tel.: (030) 400 40 200, Fax: 
(030) 400 40 232, E-Mail: agj@agj.de, www.agj.de 

 
Kurzbeschreibung der eingereichten Arbeit: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 
 
 
Ort | Datum         Unterschrift  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/OIA -T-1795  51/115/2013 
 
Präsentation der Ergebnisse Familienbefragung 2012 - Teil Kinder- und 
Jugendarbeit 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Beschluss  
Kultur- und Freizeitausschuss 02.10.2013 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 

1. Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis. 
 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Daten der Familienbefragung als Grundlage für die 

Überarbeitung des Teilplans Kinder- und Jugendarbeit aus dem Jahre 1999 zu nutzen.  
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, eine Jugendbefragung zum Abgleich mit den Ergebnissen 

der Familienbefragung -Teil Kinder- und Jugendarbeit - durchzuführen. 
 

 
 
 
 

II. Begründung 
 
Das Stadtjugendamt hat gemeinsam mit der Abteilung Statistik und Stadtforschung ab April 2012 
eine Familienbefragung in Erlangen durchgeführt. Die Ergebnisse dienen der weiteren Bedarfspla-
nung insbes. bei den Themen: 

a. „Kindertagesbetreuung“ 
b. „Familienbildung“  
c. „Kinder- und Jugendarbeit“ 
d.  Nutzung von Spiel- und Freizeitflächen 

 
Zum Stichtag der Stichprobenziehung gab es in Erlangen rund 10.100 Haushalte mit Kindern. Es 
wurden 3380 Haushalte mit Kindern und Jugendlichen von 0 bis unter 18 Jahre angeschrieben. 
Die sehr gute Rücklaufquote von 52,3 % zeigt, dass jede sechste Erlanger Familie ihre Wünsche 
und Bedürfnisse zu den oben genannten Themenfeldern geäußert hat. 
 
Die Befragung war aufgeteilt in einen Haushaltsbogen, den jede Familie einmal ausgefüllt hat, und 
einen Kinderbogen, der für jedes Kind im Haushalt einzeln ausgefüllt werden sollte. 
 
In diesem Ausschuss werden die Ergebnisse zu den Themen „Kinder- und Jugendarbeit“ 
sowie „Nutzung von Spiel- und Freizeitflächen“ präsentiert.  
 
Die Befragung ergab viele Ergebnisse zu Angebot und Nutzung von Kinder- und Jugendarbeit ein-
schließlich Sportangebote aus Elternsicht. Um konkrete Maßnahmen und Handlungsempfehlungen 
ableiten zu können, ist aus fachlicher Sicht zudem eine Jugendbefragung zu diesen Themen not-
wendig. 
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Der Abgleich der Ergebnisse führt zu einer aussagekräftigen Datengrundlage für die Jugendhilfe-
planung, ohne die keine fachlich einwandfreie Aussagen zum Bedarf formulieren werden kann. 
 
Eine Jugendbefragung sowie Diskussionen und Beteiligungsforen mit Kindern Jugendlichen sollen 
sicher stellen, dass die Betroffenen selbst, als Experten in eigener Sache, zu Wort kommen und so 
Kinder und Jugendliche an der Planung unmittelbar beteiligt werden. Die Jugendhilfeplanung trägt 
damit den Vorgaben des § 80 Abs. 1 SGB VIII, direkt die „Bedürfnisse, Wünsche und […] Interes-
sen“ der jungen Menschen zu berücksichtigen, Rechnung. 
 
Der Teilplan Kinder- und Jugendarbeit konnte von der Jugendhilfeplanung wegen anderer dringli-
cher Themen in der Jugendhilfe seit 1999 nicht weiterentwickelt werden. Die Fortschreibung des 
Teilplans ist Ziel der nächsten Jahre und soll ins Arbeitsprogramm aufgenommen werden. Zur 
Vorbereitung hält die Verwaltung eine Jugendbefragung für zwingend erforderlich. 

 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512 Stadtjugendamt 51/126/2013 
 
Katholische Kirchengemeinde St. Kunigund in Eltersdorf;  
hier: Schaffung von betrieblichen Krippenplätzen durch einen Anbau/Neubau 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 24 
 
 

I. Antrag 
 
1) Der Bedarf von 12 neuen Krippenplätzen im Planungsbezirk I, Erlangen-Eltersdorf, wird  
    grundsätzlich anerkannt.  
 
2) Der Antrag auf Förderung der Bau und Investitionskosten nach der Krippenförderrichtlinie für  
    die Katholische Kindertagesstätte St. Kunigund, Holzschuherring 40, für die Neuschaffung der  
   12 Krippenplätze wird mangels Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahme abgelehnt. 
 
3) Für die Firma Rehau werden in der neuen Krippe Buckenhofer Weg 12  Plätze zur Verfügung  
    gestellt  
 
 

II. Begründung 
 
Sachverhalt 
Das Ausbauvorhaben wurde erstmalig im Jugendhilfeausschuss am 07.03.2013 behandelt.  

Dabei hat der Ausschuss deutlich sein grundsätzliches Interesse an der Schaffung der 12 Krip-
penplätze bekundet.  

Auch die Firma Rehau ist weiterhin daran interessiert, das Betreuungsangebot für 12 Mitarbeiter-
kinder zusammen mit der katholischen Filialkirchenstiftung St. Kunigund zu realisieren. Alternativ 
interessiert sich die Firma Rehau auch für Firmenplätze an dem Standort Buckenhofer Weg. Ein 
Bedarf an Betreuungsplätzen ist damit weiterhin unzweifelhaft gegeben. Auf die Beschlussvorlage 
vom 07.03.2013 (Nr. 512/086/2012) wird insofern verwiesen (Anlage 1).  

Dennoch wurde die Begutachtung einstimmig mangels Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahme abge-
lehnt. Mit Protokollvermerk zur Sitzung des JHA am 07.03.2013 wurde die Verwaltung wurde be-
auftragt, „nach einer gründlichen Überplanung seitens des Bau- und Betriebsträgers die Vorlage in 
einer der nächsten Sitzungen des JHA neuerlich zur Entscheidung vorzulegen“ (siehe Protokoll-
vermerk). 

Das Architekturbüro überarbeitete daraufhin zwar nicht die Planung selbst, hat aber die Kosten-
schätzung dahingehend geändert, dass die Kosten der Kostengruppe 300 (Baukonstruktion) pau-
schal um 5 % und die Kosten für die Heizungsanlage um 20 % reduziert wurden, an der Planung 
selbst hielt die Kirchengemeinde fest (Anlage 3). 

In der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 12.06.2013 teilte das Jugendamt diesen Sach-
verhalt mit und verwies auf das für den 20. Juni terminierte Vermittlungsgespräch bei Referat IV 
zwischen Jugendamt und Träger, um auch auf Bitte des Trägers hin „die Möglichkeiten für Ände-
rungen an der Planung …. auszutarieren“ (Schreiben der Trägervertretung vom 22.05.2013).   
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Dem in der Ausschusssitzung anwesenden Architekten wurde auf seinen Wunsch hin die Möglich-
keit eingeräumt, sich am 18.06.2013 in der öffentlichen Sitzung des Bauausschusses zu den bau-
fachlichen Fragestellungen, die sich aus den gegenteiligen Darstellungen des Architekten vom 
06.03.2013 und der baufachlichen Stellungnahme von Amt 24 ergeben hatten, zu äußern. 

Im Ergebnis konnten trotz dieses Vortrages auch unter den anwesenden Mitgliedern im Bauaus-
schuss die Zweifel an der Wirtschaftlichkeit der Maßnahme nicht ausgeräumt werden, so dass die 
Verwaltung beauftragt wurde, zu prüfen, inwieweit sich eine Zustimmung des Stadtrates trotz feh-
lender Wirtschaftlichkeit auf die Bewilligung der staatlichen Förderung auswirkt, insbesondere, ob 
in einem solchen Fall die Regierung der Maßnahme überhaupt zustimmt, ob staatlicherseits Re-
gressansprüche zu befürchten sind, inwieweit eine Übernahme der Überhangkosten durch die 
Firma Rehau förderschädlich ist und inwieweit die Stadt rückzahlungspflichtig wäre, wenn der Trä-
ger nachträglich Fördermittel durch Dritte erhalten würde bzw. dem Träger ein geldwerter Vorteil 
dadurch entsteht, dass ein Dritter Kosten für Baumaterialien übernommen hat (Anlage 4). 
 
Auswirkungen auf die staatliche Förderung 
Laut Antwortschreiben der Regierung vom 01.07.2013 (Anlage 5) würden der Stadt weder Re-
gressansprüche seitens des Freistaates Bayern drohen, noch hätte die Übernahme der Überhang-
kosten durch die Firma Rehau negative Auswirkungen auf die Förderung zur Folge.  
 
Die Regierung stellt in dem Schreiben klar, dass die Stadt Erlangen in eigener Zuständigkeit auch 
über die Wirtschaftlichkeit und Funktionalität einer Baumaßnahme entscheidet und sie davon aus-
geht, dass bei Vorlage des Förderantrags Konsens zwischen Kommune und dem Träger besteht, 
insbesondere über die Kosten und deren Finanzierung. Die Regierung weist in dem Schreiben 
auch darauf hin, dass für eine Maßnahme, die nicht wirtschaftlich ist, im Umkehrschluss die Vorla-
ge eines Förderantrages keinen Sinn macht. 
  
Zur Rückzahlungsverpflichtung im Hinblick auf eine finanzielle Unterstützung/Entlastung durch 
Dritte äußert sich die Regierung mangels weiterer Informationen nur pauschal. Damit ist nicht aus-
geschlossen, dass der Stadt Einnahmeverluste bei der staatlichen Förderung entstehen, die der-
zeit aber nicht bezifferbar sind, da der Träger nur insofern konkrete Angaben machen kann, als 
dass die Baumaterialien durch eine Baufirma finanziert werden könnten und dadurch die Bau-
summe erheblich reduziert würde. Eine Zusicherung über diese Art der Förderung könne nach 
Aussage des Architekten erst nach Erteilung der Baugenehmigung vorgelegt werden. Insofern ist 
die Darstellung des Architekten im Hinblick auf die Reduzierung der Bausumme auch nicht zu 
Gunsten des Trägers verwertbar. 
 
Vermittlungsgespräch am 20.06.2013 
Der gemeinsame Gesprächstermin am 20.06.2013 bei Ref. IV zwischen Jugendamt und Träger-
vertretung/Architekt konnte nicht zur Auflösung des Dissenses bzgl. einer wirtschaftlichen Planung 
beitragen. Auf den Vorschlag seitens des Amtes 24, den Grundrissplan konsensfähig zu ändern, 
ging der Träger nicht ein, sondern erklärte nach trägerinterner Beratung, dass sie definitiv an den 
bisher eingereichten Plänen festhalten werden. Allenfalls geringfügige Verschiebungen der Innen-
wände könne sich der Träger vorstellen. Änderungen an der Grundrissplanung schloss der Träger 
definitiv aus.   
 
Damit ist auch keine Kompromisslösung mehr möglich. Die Vorgaben des Protokollvermerks aus 
der JHA-Sitzung vom 07.03.2013 sind damit eindeutig nicht erfüllt. Der Träger nimmt dies wissent-
lich in Kauf. Dort wurde eine gründliche Überplanung seitens des Bau- und Betriebsträgers als 
Grundlage für eine neue Entscheidung gefordert. Da bei fehlender Umplanung die Baumaßnahme 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht anders beurteilt werden kann als bisher, kann seitens 
der Verwaltung in der Konsequenz nur vorgeschlagen werden, den Antrag auf Förderung abzuleh-
nen.   
 
Umsetzung der fachlichen Empfehlungen des Jugendamtes für den Betrieb  
Die Trägervertreterin legt in ihrer Stellungnahme vom 08.07.2013 (Anlage 6) dar, welche fachli-
chen Empfehlungen im Einzelnen umgesetzt wurden. Es handelt sich bei den Maßnahmen um 
Anforderungen, die für den Betrieb einer Einrichtung sinnvoll und notwendig sind und standardmä-
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ßig auch von anderen Trägern beachtet werden.  

Bezüglich des Lagerraums wurde aus Gründen der Funktionalität lediglich empfohlen, den Lager- 
und Personalraum zu tauschen und den Flur mit einer Tür abzutrennen, so dass die Kinderkrippe - 
eine in sich geschlossene Einheit bilden kann und damit dem Wunsch des Trägers, diese als ei-
genständige Einrichtung zu betreiben, auch entspricht. Dass der Lagerraum nur durch den Flur 
erschlossen werden darf, ist nicht aktenkundig belegt.  

Ingesamt als weiterhin mangelhaft stellt sich trotz aller bisherigen Empfehlungen die gesamte Er-
schließungssituation (lange Wege, schwierige Orientierung) des Gebäudes dar. Anders als die 
Trägervertreterin in ihrer Stellungnahme darstellt, muss eine gute funktionale Planung eine wirt-
schaftliche Bauweise mit kompaktem Baukörper und kurzen und übersichtlichen Erschließungs-
wegen nicht grundsätzlich ausschließen. Insofern wird auf die vielen Krippenbauten verwiesen, die 
in den letzten Jahren in Erlangen entstanden sind. Eine Überarbeitung der Planung wäre diesbe-
züglich dringend geboten.  

Bezüglich der Außenanlagen wurde der Träger im Abstimmungsgespräch am 13.12.2012 gebeten, 
eine Außenspielfläche von 290 qm für die bestehende und die neu geplante Kinderkrippe nachzu-
weisen. Werden Außenspielflächen teilweise ausschließlich für Krippenkinder, teilweise zusammen 
mit Kindergartenkindern genutzt, so ist dies im Konzept darzulegen. Der Träger wurde darauf hin-
gewiesen, dass in diesem Fall die Sicherheitsanforderungen für Krippenkinder auf das gemeinsam 
genutzte Außengelände anzuwenden sind. Hierzu äußert sich der Träger weder in der Stellung-
nahme, noch wurde bisher ein entsprechendes Konzept für die Nutzung des Außenspielgeländes 
vorgelegt.  

 
Baufachliche Fragen 
Allein die pauschale Kosteneinsparung bei der Kostengruppe 300 (Baukonstruktion) um 5%, die 
sich laut Aussage des Architekten aufgrund des Ausschreibungszeitpunktes im Herbst ergibt, und 
die Reduzierung der Kosten für die Heizung um 20.000 € erhöht nicht die Wirtschaftlichkeit, wie die 
fortgeschriebene baufachliche Stellungnahme von Amt 24 (Anlage 8) aufzeigt. Für eine Erhöhung 
der Platzzahl von 12 auf 14 Plätze, wie vom Träger vorgeschlagen, reicht die vorhandene Kind-
nutzfläche nicht aus.   
 
Als Anlage 7 beigefügt ist ein Schreiben von Sentinel Haus Institut GmbH vom 08.07.2013 mit dem 
Hinweis auf die emissionsfreie Bauweise. Die dort gemachten allgemein anerkannten Qualitätskri-
terien, die im Übrigen seitens des Amtes 24 nie bezweifelt wurden, sind nicht Anlass für die nega-
tive Stellungnahme zur Wirtschaftlichkeit. Grundsätzlich ist in jedem öffentlichen Gebäude, insbe-
sondere in Gebäuden, in denen sich Kleinkinder aufhalten, eine schadstoffarme Bauweise unab-
dingbar.  

Die baufachliche Beurteilung durch Amt 24 wurde sowohl vom örtlichen Rechnungsprüfungsamt 
als auch seitens der Regierung geteilt. Insbesondere wendet sich die Regierung ausdrücklich ge-
gen die Behauptung des Architekten im Schreiben vom 06.03.2013 (Anlage 2, Seite 2), in dem es 
heißt, „Die Regierung von Mittelfranken befürworte vor allem auch den in den Antragsformularen 
beschriebenen städtebaulichen Ansatz“ und stellt klar, dass in den Beratungsgesprächen vor Ort 
aus baufachlicher Sicht neben der Wirtschaftlichkeit und der Funktionalität des Vorhabens gerade 
auch der städtebauliche Ansatz stark kritisiert wurde. 

 

 
FAZIT 
Da der Aufforderung des Jugendhilfeausschusses zur gründlichen Umplanung nicht Rechnung 
getragen wurde und alle Vermittlungsversuche gescheitert sind, kann die Baumaßnahme daher 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht anders beurteilt werden kann als bisher, so dass sei-
tens der Verwaltung in der Konsequenz nur vorgeschlagen werden, den Antrag auf Förderung ab-
zulehnen. 

Für den Fall, dass der Stadtrat dennoch zu dem Ergebnis gelangt, der Maßnahme trotz aller Be-
denken zuzustimmen, kann die Stadt den Antrag auf staatliche Förderung lt. Schreiben der Regie-
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rung (Anlage 5, Ziffer 1) nur unter Hinweis auf die fehlende Wirtschaftlichkeit stellen.  

Soweit dies dazu führen sollte, dass dadurch eine staatliche Förderung abgelehnt würde, bedeutet 
dies, dass entweder der Träger selbst, die Firma Rehau oder die Stadt diesen Anteil übernimmt. 
Es handelt sich hierbei um einen Betrag in Höhe von 71 % der zuwendungsfähigen Kosten (Grö-
ßenordnung bei diesem Bauprojekt in Höhe von rund 300.000 €).  

Eine weitergehende freiwillige Förderung ist in jedem Fall ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere 
für den Unterhalt und den laufenden Betrieb. 

 
1.  Ressourcen  
 (Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: 
 
1. JHA v. 07.03.2013: Beschlussvorlage und Protokollvermerk 
2. Stellungnahme des Architekturbüros vom 06.03.2013 
3. Stellungnahme der Kirchenverwaltung St. Kunigund vom 22.03.2013 
4. Anfrage an die Regierung von Mittelfranken vom 21.06.2013 zur staatlichen Förderung  
5. Antwortschreiben der Regierung zur Anfrage 
6.    Stellungnahme der Trägervertretung vom 08.07.2013 zur Umsetzung der fachlichen  
       Empfehlungen des Jugendamtes 
7.    Schreiben des Architekturbüros bzw. des Instituts „Sentinel“ zu den Anforderungen  
       „emissionsarmes Bauen“ 
8.    Baufachliche Stellungnahmen von Amt 24 in der fortgeschriebenen Fassung  
       (einschließlich Planübersicht) und vom RPA 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512/KK002 T. 2729 Stadtjugendamt 512/102/2013 
 
Krippenausbau: Fortschreibung der Priorisierungsliste für das Jahr 2013 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die geplanten Krippenausbauvorhaben und die Generalsanierun-
gen der in der Vorlage genannten Kindertageseinrichtungen voranzutreiben und die fehlenden 
Mittel für den Haushalt nachzumelden.  
Die nach Abschluss aller Bauvorhaben erzielte Versorgungsquote von 51,7 % deckt sich mit den 
Ergebnissen der Elternbefragung 2012 und wird daher befürwortet.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Ausweitung des Betreuungsangebotes für Kinder unter 3 Jahren gemäß der vom Stadtrat be-
schlossenen Versorgungsquote (Beschluss vom 26.05.2011) und Erhalt der sanierungsbedürf-
tigen Kindergärten und -horte im Stadtgebiet.  
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Neuschaffung von Krippenplätzen sowie Umsetzung bisher zurückgestellter Generalsanie-
rungsmaßnahmen von Kindergärten und -horten.  
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
A. Priorisierungsliste für die Jahre 2012 ff.: 
 
Die Priorisierungsliste wurde zuletzt im Oktober 2011 für die Jahre 2012 ff. fortgeschrieben 
(Vorlage Nr. 512/053/2011).  
Von den zu diesem Zeitpunkt priorisierten Vorhaben konnten für folgende Krippenausbaupro-
jekte Förderbescheide erteilt werden, so dass größtenteils bereits mit den Baumaßnahmen 
begonnen werden konnte: 
 
Kurzbezeichnung  Maßnahmenbeschreibung Erhöhung 

U3-Plätze 
Montessori Dechsen-
dorf; Naturbadstraße 

Ersatzneubau einer Kita mit 25 Kindergar-
ten- und 14 Krippenplätzen auf dem städti-
schen Grundstück an der Naturbadstraße, 
Träger: Parität 

14 

AWO Regenbogen, Bü-
chenbacher Anlage 

Umwandlung einer Kindergartengruppe in 
eine Krippengruppe 

131
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St. Johannes, Schal-
lershofer Straße 

Ersatzneubau des Kindergartens mit Neu-
schaffung von 8 Krippenplätzen 

8 

Altstädter Kirche, Haag-
straße 

Umbau der provisorischen Räumlichkeiten 
für eine dauerhafte Krippennutzung 

12 
 
 

Heilig Kreuz, Fürsten-
weg 

Erweiterung der seit 01.09.2011 bestehen-
den Krippe um 2 weitere Plätze (nur Ausstat-
tung) 

2 

TechFAK, Universität, 
Erwin-Rommel-Straße 

Neubau einer Krippe mit 36 Krippenplätzen, 
Träger: Johanniter e. V.  

361

Weitere Maßnahmen 
 

  

Unsere Liebe Frau,  
Bischofsweiher Straße 
 

Erweiterung der seit 01.09.2009 bestehen-
den Krippe um 1 weiteren Platz (nur Ausstat-
tung) 

1 

Kindergarten Flohkiste, 
Hans-Sachs-Straße 

Erweiterung der Einrichtung um eine Gruppe 
mit 12 Plätzen 

12 

Thalermühle, Max-
Planck-Straße 

Neuer Standort durch Umbau von Wohnun-
gen, dadurch Erweiterung der bestehenden 
Krippe um 3 weitere Plätze möglich  

3 

Miniclub, Fürther Straße Umbau einer Anwaltskanzlei zu einer Krippe 
mit 21 Plätzen (nur Ausstattung) 

21 

Summe  122 
 
 
Folgende Ausbauvorhaben befinden sich noch in der Klärung mit ganz unterschiedlichem  
Verfahrensstand:  
 
Kurzbezeichnung  Maßnahme Verfahrensstand Erhöhung  

U3-Plätze 
Kindergarten Bismarck-
straße 

Neuschaffung von 
Krippenplätzen bei 
gleichzeitiger General-
sanierung des Kinder-
gartens;  
Träger: Hensoltshöher 
Gemeinschaftsverband 
e. V.  

derzeit noch abschlie-
ßende Klärungsge-
spräche mit der Bau-
aufsicht wegen Bau-
genehmigung  

18 

Gelände Gärtnerei 
Menger,  
Buckenhofer Weg 

Neubau einer Krippe 
mit 36 Plätzen;  
Träger: Johanniter e. 
V.  

Wechsel von freier 
Bauträgerschaft zu 
städtischer Träger-
schaft, aktuell Pla-
nungsphase durch Amt 
24/GME  

361

Städt. Grundstück  
Killingerstraße 

Neubau einer Krippe 
mit 48 Plätzen,  
Träger: Humanisti-
scher Verband 
Deutschland 

Weiterhin Klärungsbe-
darf bzgl. Aufschüttung 
und Planung 

481

St. Kunigund,  
Holzschuherring 

Anbau an die beste-
hende Einrichtung mit 
Schaffung von 12 
Krippenplätzen,  
Träger: Kath. Kirchen-
verwaltung 

Weiterhin Klärungsbe-
darf bzgl. Planung 

12 

Summe 
 

  114 
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Folgende Ausbauvorhaben der priorisierten Vorhaben sind aus verschiedenen Gründen  
nicht realisierbar:  
 
Kurzbezeichnung  Maßnahme Hinderungsgründe Erhöhung  

U3-Plätze 
Lebenshilfe, Ander-
lohrstraße 

Umbau von bestehen-
den Räumlichkeiten 

Rechtliche Vorgaben 
des Bayerischen 
Schulfinanzierungsge-
setzes 

10 

Grimmer-Bau, Fürther-
straße 

Neubauprojekt mit 
Wohnung und Krippe 
im Erdgeschoss 

Genehmigung von 
mehreren Wohnungen, 
bisher kein Antrag auf 
Nutzungsänderung, 
Träger hat auf An-
schreiben des Ju-
gendamtes nicht rea-
giert 

181

 
Hinweis zu 1):  
Im Zuge der Planungsverhandlungen hat sich bei verschiedenen Projekten eine Verschiebung 
der zunächst angestrebten Platzzahl ergeben, was sich aber im Ergebnis positiv auf die Ge-
samtplatzzahl auswirkte (+49 Plätze). Gründe hierfür waren unterschiedlicher Natur,  
z. B. erhöhter Bedarf an betrieblichen Plätzen, Raumkapazität, Grundstücksressourcen, etc.  
 
 
B.  Ergänzung der Priorisierungsliste für 2013 
 
Gerade im Innenstadtbereich ist die Versorgungslage mit Krippenplätzen defizitär und kann 
derzeit auch nicht voll umfänglich durch die umliegenden Planungsbezirke ausgeglichen wer-
den. Umso mehr ist es zu begrüßen, wenn sich Alternativen auftun, die die Versorgungslücke  
ausgleichen können.  
 
Derzeit wird mit folgenden Investoren verhandelt:  
 
Kurzbezeichnung  Maßnahmenbeschreibung Erhöhung 

U3-Plätze 
Siemens, Komotauer 
Straße 

Neubau eines Kinderhauses mit 48 Krippen-
plätzen und insgesamt 60 Hort- bzw. Kinder-
gartenplätzen 

482

Privater Investor, Luit-
poldstraße, Deutsches 
Haus 

Umbau einer Gaststätte mit Innenhof zu ei-
ner zweigruppigen Krippe 

24 

Summe  72 
 
Diese Vorhaben sind zur Deckung des Bedarfs im Innenstadtbereich erforderlich und sollen  
vorangetrieben werden. Bei Erfüllung der Fördervoraussetzungen soll – vorbehaltlich der erfor-
derlichen Haushaltsmittel - eine Bezuschussung nach der Krippenförderrichtlinie erfolgen.  
Die Planungsgruppe hat am 02.07.2013 zugestimmt, dass die Priorisierungsliste mit den bei-
den genannten Vorhaben fortgeschrieben wird.  
 
 
Hinweis zu 2): 
Die Bedarfsnotwendigkeit wurde für 24 Krippen- und 40 Hortplätze (inklusiver Ansatz) festge-
stellt (siehe auch Ziffer 4 Ressourcen). Diese Plätze werden daher durch die Stadt Erlangen 
gefördert, die anderen Plätze werden ausschließlich durch die Firma Siemens finanziert.  
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C. Versorgungssituation 
 
Unter Berücksichtigung der Kindertagespflege ergibt sich bei einer Umsetzung aller bisher  
priorisierten Ausbauvorhaben folgende Versorgungssituation:  
 

808 U3-Plätze in Kitas zum 31.12.2012 
178 Plätze in der Kindertagespflege zum 31.12.2012     986 Bestand 

 
24 St. Matthäus  
42 Universitätsklinikum Palmsanlage 
24 St. Peter und Paul 
19 Thomizil 

3 Thalermühle 
24 Städt. Kiga Isarstraße 
13  AWO Regenbogen 

Voraussichtliche 
Inbetriebnahme  

Herbst 2013 

14 Montessori Dechsendorf 
8 St. Johannes 

12 Städt. Kiga Hans-Sachs-Straße 
7 Hl. Familie 

24 Gemeindezentrum Frauenaurach 

Voraussichtliche 
Inbetriebnahme  

Ende 2013 

18 Bismarckstraße 
50 Klinikum am Europakanal 
36  TechFAK 
36 Städt. Grundstück Gelände Menger, Buckenhofer 

Weg 
12 St. Kunigund 
48 Städt. Grundstück, Killingerstraße 

Voraussichtliche 
Inbetriebnahme 

in 2014 

 
+      72 Ergänzung der Priorisierungsliste (s.o. unter B.)  

= 1.472 entspricht einer Versorgungsquote von 51,7 %  
 
Die Versorgungsquote deckt sich mit dem ermittelten Bedarf bei der Versorgung von  
Kindern unter 3 Jahren laut Elternbefragung 2012. Der Krippenausbau hat somit eine  
Punktlandung vollzogen.    
 
 
D. Vorgesehene Maßnahmen ab 2014 ff. 
 
Wegen des zeitlich befristeten Sonderinvestitionsprogramms Kinderbetreuungsfinanzierung 
2008 – 2013 wurden die nach FAG bezuschussten Generalsanierungen bis 2014 zurückge-
stellt, um den Ausbau mit dem damit verbundenen Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz 
nicht zu gefährden. Das führte in der Vergangenheit zu einem „Rückstau“ an Sanierungsmaß-
nahmen, die in 2014 ff. realisiert werden sollen.  
 
Folgende Sanierungs- bzw. Brandschutzmaßnahmen sind dringend angezeigt: 
 
Kurzbezeichnung Maßnahmen-

beschreibung 
  Antrags-

eingang 
Geplante 

Realisierung 
Zuschuss-

bedarf 
     

Maßnahmen freier Träger 
Löhekinderhaus Komplettsanierung des 

Hauptgebäudetraktes 
mit insgesamt 50 Kin-
dergarten- und 50 Hort-
plätzen, evtl. auch Er-
satzneubau 

10/2011 2014 ca. 1,2 Mio € 
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Kinderkrippe AWO 
Sonnenschein 

Ersatzneubau einer 
viergruppigen Kinder-
krippe 

05/2012 2014  ca. 754.000 €

Kindergarten Hei-
lig Kreuz 

Brandschutzmaßnah-
men 

11/2012 2014   ca. 50.000 € 

St. Kunigund Brandschutzmaßnah-
men 

2012 2014 ca. 30.000 € 

Martin-Luther Kin-
dergarten 

Generalsanierung des 
bestehenden viergrup-
pigen Kindergartens  

10/2011 2015 ca. 1,2 Mio € 

Kiga Hl. Familie Generalsanierung des 
bestehenden viergrup-
pigen Kindergartens 

04/2011 2015 ca. 733.000 €

Waldorfkindergar-
ten 

Generalsanierung mit 
mit Erneuerung von Sa-
nitär, Fußboden und 
Küche, Überarbeitung 
Brandschutz 

04/2013 2015 ca. 332.000 €

Summe    4.299.000 € 
Staatszu-
schüsse  
ca. 1,5 Mio. € 

     
Städtische Einrichtungen 

Städt. Kinderhort 
Reinigerstraße 

Generalsanierung oder 
Ersatzneubau 

 2014/2015 ca. 1,8 Mio € 

Städt. Kindergar-
ten und Hort 
Sandbergstraße 

Generalsanierung  2015/2016 ca. 2,7 Mio € 

Summe    4.500.000 € 
Staatszu-
schüsse 

ca.850.000 € 
 
Bei Erfüllung der Fördervoraussetzungen soll eine Bezuschussung nach FAG mit der vom 
Stadtrat beschlossen Zuschusshöhe erfolgen.  
 
Über die benötigten Haushaltsmittel ist i. R. der Haushaltsberatungen zu entscheiden. 
 
4. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Für die insgesamt 48 zusätzlichen Krippen- und 40 Hortplätze (inklusiver Ansatz) der Prio-
risierungsliste 2013, für die die Bedarfsnotwendigkeit festgestellt wurde, sind folgende Mittel 
zu veranschlagen: 

 

 Ausgaben:  
Bezuschussung der Investiti-
onskosten: 

 
ca. 2,2 Mio. €

 
bei IPNr.: 365D.880 

Folgekosten für jährliche Bezu-
schussung der Betriebskosten 

         
476.000 €

 
bei Sachkonto 530101 

 
Korrespondierende Einnahmen:
Staatliche Investitionskostenför-
derung ca. 1,4 Mio. €

 
bei IPNr.: 365D.610ES 

Staatliche Betriebskostenförde-
rung (jährlich) 

 
238.000 €

 
bei Sachkonto 414101 
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Für die Sanierungs- bzw. Brandschutzmaßnahmen sind in 2014 ff. folgende Mittel zu  
veranschlagen:   

Ausgaben:  
Bezuschussung der Investiti-
onskosten in 2014 ff. für freie 
Träger: 

 

ca. 4,3 Mio €

 
 
bei IPNr.: 365D.880 

 
Bezuschussung der Investiti-
onskosten in 2014 ff für städti-
sche Einrichtungen (Sandberg-
straße/Reinigerstraße): 

 
         ca. 4,5 Mio € 

 
bei IPNrn.: 365C.404 (Reinigerstr.) 
                  365C.351 
 
                   365B.412 (Sandbergstr.) 
                   365B.358 
                   365C.352 
 
 

Korrespondierende Einnahmen   
Staatliche Investitionskostenför-
derung in 2014 ff. für freie Trä-
ger 

ca. 1,5 Mio. €
 
bei IPNr. 365D.610ES 

Staatliche Investitionskostenför-
derung in 2014 ff. für städtische 
Einrichtungen 

       ca. 300.000 €
 

       ca. 550.000 €

bei IPNr.: 365C. 404ES (Reinigerstr. ) 
 
bei IPNr.  365B.412ES  (Sandbergstr.)

 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  für Bezuschussung der Investitionskosten sind nicht ausreichend vorhanden auf  

                 IvP-Nr. 365D.880/365C.404/365C.351/365B.412/365B.358/365C.352       
  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         für Bezuschussung der Betriebskosten sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/242 Abt. 242 242/312/2013 
 
Neubau Kinderkrippe Buckenhofer Weg; Vorentwurfsplanung nach DABau 5.4 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Abt. 512; Amt 20 
 
 

I. Antrag 
 
Der vorliegenden Vorentwurfsplanung zur Errichtung der 3-gruppigen Kinderkrippe am Buckenho-
fer Weg in Bruck wird zugestimmt. Sie soll der Entwurfsplanung zugrunde gelegt werden. 
Die weiteren Planungsschritte sind zu veranlassen, sobald die Haushaltsmittel zur Verfügung ste-
hen.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
 
- Ausbau der Kindertagesbetreuung für Kinder von 0 – 3 Jahren 
 

Die Krippe Buckenhofer Weg liegt im Planungsbezirk F-Erlangen Bruck.  
Für Bruck wurde entsprechend dem Bedarfsplan zur Kindertagesbetreuung in Erlangen von ei-
nem Bedarf von 40-45% ausgegangen. Diese Bedarfsaussage wurde durch den Erlanger 
Stadtrat auf einen Zielwert von 45% im Planungsbezirk F-Erlangen Bruck konkretisiert.  
Aktuell können im Planungsbezirk F 71 Betreuungsplätze für Kinder im Alter von unter drei 
Jahren in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung sowie in Kindertagespflegeverhältnissen 
angeboten werden. Dies entspricht einer rechnerischen lokalen Versorgungsquote von 21,2%.  
Eine Angebotserweiterung durch 36 neue Plätze auf dem oben genannten Areal würde die lo-
kale Versorgungsquote um ca. 10 Prozentpunkte anheben. Zusammen mit den übrigen Aus-
bauprojekten, die derzeit durch die Projektgruppe „Krippenausbau 2013“ in diesem Planungs-
bezirk bearbeitet werden, ist diese Platzneuschaffung aus bedarfsplanerischer Sicht geeignet, 
zu einem dem lokalen Bedarf angemessenen Platzangebot beizutragen und ist somit durch die 
Jugendhilfeplanung zu befürworten (siehe auch Vorlage Nr. 512/075/2012). 

 

 
2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Parallel zum Buckenhofer Weg soll auf den Flurnummern 463/16, 463/21 und 459/2 ein zwei-
geschossiges, nicht unterkellertes Gebäude in Passivhaus-Bauweise errichtet werden. Für die 
3-gruppige Einrichtung sind für jede Gruppe ein Gruppenraum und ein Gruppenne-
ben/Schlafraum sowie ein Sanitärraum vorgesehen. Des Weiteren sind Küche, Personal-, La-
ger- und Haustechnikräume geplant. Das Obergeschoss erschließt sich über einen Treppen-
raum mit behindertengerechtem Personenaufzug sowie über eine Außentreppe und dem 
Fluchtbalkon an der Gebäudesüdseite.  
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3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden? 
 
Die vorliegende Vorentwurfsplanung soll der Entwurfsplanung zugrunde gelegt werden.  
 
Die Gebäudeplanung soll vom Gebäudemanagement als Eigenmaßnahme durchgeführt wer-
den. Die Außenanlagenvorplanung wurde von EB 77 erstellt. Für die Planung der Haustechnik 
und des Tragwerkes wurden Ingenieurbüros ausgewählt, konnten jedoch noch nicht beauftragt 
werden. Die Beauftragung eines Bodengutachtens ist erforderlich. 
 
Der Zuschnitt des Grundstücks wird nochmals angepasst. 
 
Für die Ermittlung der Investitionskosten liegt lediglich eine Grobkostenschätzung zugrunde. 
Eine detaillierte Kostenberechnung kann erst nach Beauftragung der Ingenieurbüros für Haus-
technik und Tragwerksplanung erstellt werden. 
 
Für den termingerechten Baubeginn sind vorab Baumaßnahmen erforderlich. Auf dem Grund-
stück verläuft ein Abwasserkanal (Drainageabwasser des südlich gelegenen Sportplatzes) so-
wie eine Stromtrasse der Erlanger Stadtwerke, die nicht überbaut werden dürfen und deshalb 
umverlegt werden müssen. 
 
Die Vorlage des Vorentwurfs zur heutigen Sitzung erfolgt auf Grund des sehr engen Zeitplans 
mit folgenden Terminen: 
 
Umverlegungsmaßnahmen: September-Oktober 2013 
Baugenehmigung:   Oktober 2013 
Baubeginn:   April 2014 
Fertigstellung:   Dezember 2014 
 
 
Der angegebene Zeitplan setzt voraus, dass die Mittelbereitstellung gemäß Sitzungsvorlage im 
HFPA am 17.07.2013 beschlossen wurde und die Beauftragung der Ingenieurbüros in der  
29. KW 2013 erfolgen kann. Sollte der Zeitplan nicht wie angegeben eingehalten werden, ist 
eine Fertigstellung in 2014 nicht mehr möglich. Dies ist aber Voraussetzung für eine Bezu-
schussung, da das Krippenförderprogramm mit Ablauf des Jahres 2014 endet. 

 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: 1.550.000 € bei IPNr.:  
Sachkosten:      50.000 € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen ca. 890.000€ bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel 

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
   Eine Mittelbereitstellung für 2013: siehe Sitzungsvorlage 512/101/2013 
   mit Beschluß im HFPA am 17.07.2013 
   Haushaltsmittel für 2014 werden in der Mittelanmeldung beantragt 
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Anlagen: Vorentwurfsplanung ( Lageplan mit Außenanlagen, Grundrisse, Systemschnitt )  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512/KK002 T. 2729 Stadtjugendamt 512/101/2013 
 
Neubau einer dreigruppigen Kinderkrippe am Buckenhofer Weg: 
Mittelbereitstellung 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 17.07.2013 Ö Beschluss  

Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt! 
 gez. Beugel 27.6.2013 
 Unterschrift Referat II 
 
 
 

I. Antrag 
 
1. Der HFPA beschließt die nachfolgende außerplanmäßige Bereitstellung von Mitteln vorbehalt- 
    lich der Begutachtung des Jugendhilfeausschuses. 

2. Der Jugendhilfeausschuss begutachtet die nachfolgende, außerplanmäßige Bereitstellung von  
    Mitteln. 

Erhöhung der Auszahlungen um 

277.400 € für

IP-Nr. 365F.neu 
Kinderkrippe Buckenhofer 

Weg, Neubau 
 

Kostenstelle [240090 
Allgemeine Kostenstelle 

Amt 24 
 

 
Produkt  36510024 

Amt 24: Leistungen für 
alle Kindertageseinrich-

tungen 
 

Sachkonto [032202  
Zugänge Gebäude, Aufb. 
u. Betriebsvor. v. soz. 
Einrichtungen 

Die Deckung erfolgt durch Einsparung 

in Höhe von 277.400 € bei

IP-Nr. [365D.880 
Zuschüsse Kinderta-

geseinrichtungen (freie 
Träger) 

Kostenstelle [510090 
Allgemeine Kostenstelle 

Amt 51 
 

 
Produkt [36510051 

 Amt 51: Leistungen für 
alle Kindertageseinrich-

tungen 

 
Sachkonto [017802  

Zugänge Immat. VG a. 
gel. Zuwend. an übrige 

Bereiche 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ressourcen 
Zur Durchführung des Leistungsangebots/der Maßnahme sind nachfolgende Investitions-, Sach- 
und/oder Personalmittel notwendig: 

Für den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfü-
gung 

0 €

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfügung (Ansatz)  0 €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfügung in Höhe von                0 €
Bisherige Mittelbereitstellungen für den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in 0 €
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Höhe von 
 
Summe der bereits vorhandenen Mittel 0 €
Gesamt-Ausgabebedarf in 2013 (inkl. beantragter Mittelbereitstellung)  277.400 €
 
 
Die Mittel werden benötigt  auf Dauer 
     einmalig  für das Haushaltsjahr 2013       
 

Nachrichtlich: 

Verfügbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung       € 
 Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet. 

Verfügbare Mittel im Deckungskreis           € 
 Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet. 

 
2. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit den nach Mittelbereitstellung verfügbaren Haushaltsmitteln soll Amt 24/GME die Vergabe von 
Aufträgen ermöglicht werden, um das Krippenausbauprojekt im Buckenhofer Weg, das zunächst in 
freier Bauträgerschaft nicht zustande kam, in städtischer Trägerschaft voranzutreiben (siehe Vor-
lage Nr. 512/093/2013). Dadurch werden 36 neue Krippenplätze geschaffen, die für das Erreichen 
der vom Stadtrat beschlossenen Versorgungsquote von 50 % notwendig sind.  

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Amt 24/GME hat für die Errichtung einer dreigruppigen Krippe Kosten in Höhe von rund 1,6 Mio € 
veranschlagt. Um bereits jetzt Aufträge vergeben zu können, sollen die Mittel, die nicht mehr für 
den freien Träger benötigt werden, Amt 24/GME schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden, 
damit die Baumaßnahme noch rechtzeitig innerhalb des Förderzeitraumes nach dem Sonderinves-
titionsprogramm Kinderbetreuungsfinanzierung (bis Ende 2014) fertig gestellt ist. Ansonsten würde 
die nach der „Krippenrichtlinie“ erhöhte staatliche Förderung (circa. 887.500 €) gefährdet.  
Weitere zusätzlich benötigte Haushaltsmittel werden zum Haushalt 2014 angemeldet.  
 
4. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?) 

durch Mittelbereitstellung 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512/VC002 T 1785 Stadtjugendamt 512/104/2013 
 
Krippenausbau auf dem städtischen Grundstück Killingerstr.  Flurnr. 2846; 
Finanzierung von Zusatzkosten für grundstücksbedingte, erforderliche Maßnahmen 
zur Herrichtung des Grundstücks 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 17.07.2013 Ö Gutachten  

Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 20, Amt 24 
 
 

I. Antrag 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, dem Bau- und Betriebsträger der geplanten Kinderkrippe auf dem 
Grundstück Flurnr. 2846 in der Killingerstraße, die nicht projektüblichen Zusatzkosten für grund-
stücksbedingt erforderliche Maßnahmen zur Herrichtung des Grundstücks in Höhe von bis zu 
220.000,- € zu ersetzen. Grundlage hierfür ist eine wirtschaftliche Gesamtplanung des Projektes. 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Voranbringen der Planungen für die 4-gruppige Kinderkrippe auf o.g. Grundstück 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Kostenersatz der grundstücksbedingten Mehraufwendungen (diese Kosten fallen bei jedem  
Träger an, auch dann, wenn die Stadt selbst bauen würde) 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Wie schon im Jugendhilfeausschuss berichtet, wurde im Frühjahr 2012 der Humanistische 
Verband Deutschlands (HVD) als Träger für die geplante Kinderkrippe in der Killingerstraße 
ausgewählt. Um zu einer bedarfsdeckenden Versorgungssituation vor Ort und für die Gesamt-
stadt beizutragen, wird die Krippe für 48 Kinder geplant (4 Gruppen). 

 
Das Grundstück liegt im Überschwemmungsgebiet der Regnitz, was in enger Abstimmung mit 
dem Vorhabenträger und den beteiligten Ämtern eine den jeweiligen fachlichen Vorgaben ent-
sprechende Projektplanung und eine auch wirtschaftlich vertretbare Geländegründung/-
sicherung erfordert. 
Die Geländegründung für das Bauprojekt ist in jedem Fall erforderlich.  
 
Der Träger hat zunächst im Rahmen eines ersten Planungsansatzes eine erste Kostenschät-
zung ermittelt und verschiedene Varianten aufgezeigt, welche Gründungsmöglichkeiten gene-
rell in Frage kämen. Die Ermittlungen zeigen, dass die Flachgründung die wirtschaftlichste Va-
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riante darstellt.  
Zusammen mit der bei jeder Variante noch anfallenden Auffüllung und weiteren einzelnen Kos-
tenpositionen, z.B. für die besondere Gründung (Fundamentbalken-Rost), belaufen sich die 
grundstücksbedingten Zusatzkosten für die Umsetzung des Projektes auf schätzungsweise 
220.000 € (abhängig von der noch zu optimierenden Planung und der weiteren Kostenschät-
zung).  
Diese Kosten fallen in regelmäßigen Projekten nicht an und sind zudem nach dem gültigen 
Zuwendungsrecht nicht förderfähig, bzw. übersteigen förderfähige Ansätze deutlich. Dem Trä-
ger können diese Kosten nicht angelastet werden, was der Stadtrat mit Beschluss vom 
14.04.2011 grundsätzlich auch bereits anerkannte. Mit diesem Beschluss wurde bereits ein 
Ansatz von rund 100.000 € für erforderliche Bodenuntersuchungen hinsichtlich möglicher Alt-
lasten, sowie der Auffüllung des Geländes eingeplant.1 
Wie das durch die Verwaltung in Auftrag gegebene Altlastengutachten zeigte, hat sich der Alt-
lastenverdacht nicht bestätigt. Damit sind bislang von dem Ansatz lediglich 2.896,46 € für die 
Kosten des erstellten Gutachtens abgeflossen und noch 97.103,54 € verfügbar. Eine Ansatz-
erhöhung um rund 120.000 € auf 220.000 € für die Gründung des Grundstücks erscheint ver-
tretbar und angemessen. Dieser Ansatz von 220.000 € ist zudem Höchstgrenze einer freiwilli-
gen Bezuschussung an den Träger für die besonderen Umstände des Grundstücks. Eine wirt-
schaftliche Gesamtplanung ist für die Zuschussgewährung Grundvoraussetzung. Die Auszah-
lung des freiwilligen Zuschusses erfolgt nach tatsächlich angefallenen Kosten für die vorgese-
henen Herrichtungskosten bis zu maximal 220.000 €. 

 
Die zusätzlich erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von 122.896,46 € wurden im Haushalts-
jahr 2013 bisher nicht berücksichtigt. Nach der Sommerpause 2013 sind u. a. im Rahmen des 
Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ mit der Kämmerei Gesprächstermine 
vereinbart. Zu diesem Zeitpunkt kann aufgrund der Baufortschritte der verschiedenen Krippen-
bau-Projekte über den Mittelabfluss für das Haushaltsjahr 2013 eine konkrete Aussage getrof-
fen werden. Nach Rücksprache mit der Kämmerei wird dann über eine evtl. erforderliche Mit-
telbereitstellung entschieden werden. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: Ca. weitere 

120.000,- € 
bei IPNr.: 365D.880 

 
Haushaltsmittel  
Deckungsmittel sind bei IP-Nr. 365D.880 (Zuschüsse Kita an freie Träger) vorhanden. Nach er-
folgter Mittelbereitstellung wird zu gegebener Zeit eine eigene IPNr. erteilt. Hintergrund ist die 
Tatsache, dass es sich bei den notwendigen Untersuchungen und bei der erfolgenden Auffül-
lung nicht um direkte Zuschüsse handelt. 

 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

                                                 
1 Die  Kostendifferenz zwischen der einstigen Schätzung und der jetzigen Aufstellung des Planers für die Auffüllung ist 
insbesondere dadurch bedingt, dass die Schätzung der Verwaltung im Jahr 2011 sehr grob war, ein zu geringes Auffül-
lungsvolumen angesetzt wurde und auch weitere Kosten, wie z.B. für bestimmtes Auffüllungsmaterial, aufwendigere 
Bodenplatte, Baustelleneinrichtung für Auffüllung, … nicht vorgesehen waren. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/512/BUH-T.2753 Stadtjugendamt 512/103/2013 
 
"Krabbelgruppe Thalermühle" - freiwilliger Zuschuss für Beleuchtungsanlage 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Gutachten  
Stadtrat 25.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
In Ergänzung zum Stadtratsbeschluss vom 15.05.2013 (Beschlussvorlage Nr. 512/095/2013)  
erhält der Verein Thalermühle e.V. im Nachtrag für eine erforderliche Beleuchtungsanlage in der 
Kinderkrippe, Max-Planck-Str. 44, einen weiteren freiwilligen Zuschuss in Höhe von  
max. 14.000,00 €.. 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Erhalt von 15 bedarfsanerkannten Krippenplätzen in der Krabbelgruppe Thalermühle an einem 
dauerhaften Standort. 
Schaffung von 3 zusätzlichen Krippenplätzen. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Beschaffung und Installierung einer Beleuchtungsanlage in der Kinderkrippe im Rahmen der 
geplanten Umbaumaßnahme am Standort Max-Planck-Strasse 44. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Damit die geplanten Umbaumaßnahmen der GeWoBau den zeitlichen Rahmen erfüllen kön-
nen und auch für den Träger eine Planungssicherheit herbeigeführt werden konnte, hat der 
Stadtrat bereits am 15.05.2013 die Gewährung eines Baukostenzuschuss in Höhe von 
135.000,00 € und eines weiteren freiwilligen Zuschusses an den Träger Thalermühle e.V. in 
Höhe von 23.000,00 € (Einbau einer Küche, Wickelkommode, Außenspielgeräte und Umbau 
der Bewegungslandschaft) beschlossen.  
Die Kosten für die Beleuchtung konnten in der Vorlage für die Stadtratssitzung im Mai nicht 
mehr berücksichtigt werden, da der Träger erst kurz vor der Sitzung zwar den Bedarf gemel-
det hat, aber konkrete Kostenvoranschläge noch nicht vorlagen.  
 
Mit Schreiben/E-Mail vom 27.05.2013 bzw. 18.06.2013 wurden vom Verein Thalermühle e.V. 
drei Angebote für die Beleuchtungsausstattung der Krippe eingereicht. 
 
Angebot 1:   15.506,41 € brutto    (ohne Installation) 
Angebot 2:   15.925,25 € brutto    (mit Installation) 
Angebot 3:   16.876,89 € brutto    (ohne Installation) 
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Nur bei Angebot 2 sind die Installationskosten enthalten. Laut Angebot sind insgesamt 41 Ar-
beitsstunden zu je 38,50 € netto ausgewiesen. Dies ergibt einen Lohnkostenanteil an der Ge-
samtsumme in Höhe von 2.044,42 € brutto.  
Damit ist nach Bereinigung der Lohnkosten Angebot 2 das Günstigste, zudem ist durch die  
fachmännische Ausführung die Gewährleistung und die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften 
garantiert. 
 
Mit Stadtratsbeschluss vom 15.05.2013 wurden die Baukosten und die Kosten für verschiede-
ne Anschaffungen mit einem freiwilligen Zuschuss in Höhe von 100 % gefördert. Lediglich die 
zuwendungsfähigen Baukosten wurden anteilig gekürzt (Lüftungsanlage!).  
Die gesetzliche Investitionskostenförderung nach FAG (Art. 27 Abs. 1 BayKiBiG alte Fassung) 
hingegen sah grundsätzlich eine Eigenbeteiligung des Trägers in Höhe von mindestens einem 
Drittel der Kosten vor. Üblicherweise werden daher die Kosten im Rahmen der FAG-
Förderung nur mit 66 % der zuwendungsfähigen Kosten gefördert, für die restlichen Kosten 
kommt der Träger selbst auf. Diese Regelung soll laut Stadtratsbeschluss vom 27.06.2013 
(Vorlagen Nr. 512/ 097/2013) auch nach der Neuregelung zum 01.01.2013 fortgeführt werden.  
 
Um der Sondersituation des Thalermühle e.V. einerseits Rechnung zu tragen, aber auch des-
sen Verpflichtung zur Eigenbeteiligung nicht ganz zu vernachlässigen, wird vorgeschlagen, die 
Materialkosten für die Beleuchtungsanlage in voller Höhe zu bezuschussen, die Finanzierung 
der Lohnkosten hingegen dem Träger zu überlassen. Dabei hat der Träger aus o. g. Gründen 
auf eine fachmännische Ausführung zu achten.    

 
 
4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
 
Ergänzend zum Stadtratsbeschluss vom 15.05.2013 wird ein weiterer freiwilliger Zuschuss in 
Höhe von 14.000,00 € für den neuen dauerhaften Standort der Kinderkrippe Thalermühle e.V. 
bewilligt. 

 

Investitionskosten: 14.000,-€ bei IPNr.: 365D.880 
 

Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880 in Höhe von 270.000 € 

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk, davon 158.000 € gebunden durch Stadtrats- 
                 beschluss vom 15.05.2013        

         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
  511/056/2013 
 
Strukturelle Weiterentwicklung der kommununalen Famlienbildung und von 
Familienstützpunkten; Förderrichtlinie vom 08. Mai 2013 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 24.07.2013 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 11 
 
 

I. Antrag 
 
Die Verwaltung wird beauftragt gemäß der Richtlinie zur Förderung der strukturellen Weiterent-
wicklung kommunaler Familienbildung und von Familienstützpunkten vom 08. Mai 2013 einen An-
trag auf Förderung zu stellen und die notwendigen Ressourcen für den Haushalt 2014 anzumel-
den.  
  
 
 

II. Begründung 
 
1. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
 Die im SGB VIII § 16 normierte „Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie“ ist eine 

Pflichtaufgabe der Kinder- und Jugendhilfe. Dennoch stand die Familienbildung bislang zu we-
nig im Mittelpunkt der Tätigkeiten der Jugendämter in Bayern. Sie wird aber zunehmend als 
wichtige Unterstützung von Familien erkannt; vor allem die präventive Wirkung auf ein gesun-
des und gedeihliches Aufwachsen von Kindern ist nachgewiesen. Deshalb gewinnt Familien-
bildung zunehmend an Bedeutung in der Angebotsstruktur der Jugendämter. 

 Der Freistaat Bayern sieht hier ebenfalls dringenden Handlungsbedarf und leistet mit der För-
derrichtlinie vom 8. Mai 2013, die zum 1.7.2013 in Kraft getreten ist, eine finanzielle Förderung 
für den strukturellen Aufbau der kommunalen Familienbildung und des angestrebten bayern-
weiten Aufbaus von Familienstützpunkten (siehe Anlage). 

 In der ersten Phase ist eine gründliche, in die tiefe gehende Bestandsaufnahme, Bedarfsanaly-
se und ein Konzept für Familienbildung zu erarbeiten. In der zweiten Phase geht es um die 
Umsetzung des Konzeptes und hier insbes. um den Aufbau von Familienstützpunkten, die an 
bereits bestehende Einrichtungen angegliedert sein sollen. 

Ausgehend von der Bildungsoffensive hat der Jugendhilfeausschuss bereits den Auftrag zur 
Beplanung der Familienbildung erteilt. Durch das Förderprogramm besteht nun die Möglichkeit 
der Erweiterung sowie der finanziellen Unterstützung durch den Freistaat Bayern.    
 

2. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Durch das Förderprogramm wird ein Anreiz geschaffen, Familienbildung in den Jugendämtern 
finanziell und personell zu stärken. Mit der Erarbeitung eines Familienbildungskonzepts und 
dem Aufbau von Familienstützpunkten wird die Familienbildung vor Ort voran gebracht.  
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3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Für die erste Phase ist die Einrichtung einer Koordinierungsstelle beim örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe Förderbedingung. Hier ist eine enge Koordination mit der Jugendhilfe-
planung notwendig und gewünscht. In dieser Phase kann auf die Ergebnisse der Familienbe-
fragung als Grundgerüst für die Bedarfserhebung zurück gegriffen werden. Die Bedarfsplanung 
muss regelmäßig – mindestens alle drei Jahre – fortgeschrieben werden. Für die Entwicklung 
und Umsetzung eines kommunalen Konzepts der Eltern- und Familienbildung mit dem Ziel ein 
bedarfsgerechtes Familienbildungsangebot und Familienstützpunkte einzurichten ist auch eine 
Aufteilung der Stunden auf zwei Fachkräfte möglich. 
Die Förderrichtlinien fordern hier für das fachliche Profil in der Regel Sozialpädagogen/-innen. 
 
In der 1. Phase, die maximal zwei Jahre gefördert wird, werden die Grundlagen für ein Ge-
samtkonzept und die Vorbereitung der Umsetzung der Familienstützpunkte erarbeitet.  
Ab der  2. Phase, die dauerhaft gefördert wird, wird das Konzept mit der entsprechenden An-
zahl der Familienstützpunkte umgesetzt. Die Förderung dient dann zur Koordination der Ange-
bote, der Anbieter, Initiierung neuer niederschwelliger Familienbildungsangebote und Vermitt-
lung von ratsuchenden Familien an weiterführende Leistungsträger sowie einer regelmäßigen 
Öffentlichkeitsarbeit.  
Auftrag in der Konzeptphase ist es auch, Anzahl und Örtlichkeit der Familienstützpunkte ent-
scheidungsreif vor zu bereiten. Das Förderkonzept der Staatsregierung sieht hier nicht den 
Neubau eines Familienstützpunktes, sonders die Angliederung an eine bereits bestehende Ein-
richtung, wie Kindertageseinrichtung, Beratungsstelle, Mütter- und Familienzentren oder auch 
Mehrgenerationenhäuser vor. Die örtliche Festlegung soll den Kriterien „Bedarfsgerechtigkeit“ 
und „Sozialraumorientierung“ folgen. Die Stützpunkte sollen barrierefrei und von Fachkräften 
der Kinder- und Jugendhilfe, die auch bei Bedarf eine Lotsenfunktion zu anderen Einrichtun-
gen, Diensten und Leistungsträgern übernehmen, betreut werden.  
Folgende Aufgabe sollen dort wahr genommen werden: Allgemeine Beratung und Unterstüt-
zung von Familien, Vorhaltung und Initiierung niedrigschwelliger Familienberatungsangebote 
vor Ort, Vermittlung der Familien an andere Dienste der Jugendhilfe, Vermittlung der Familien 
an weiterführende Leistungsträger, Entwicklung und Umsetzung von geeigneten Konzepten für 
die Öffentlichkeitsarbeit und Vernetzung und Kooperation mit verschiedenen Einrichtungen und 
Akteuren vor Ort. 
Auch in der Umsetzungsphase ist eine fortlaufende Aufgabe der Jugendhilfeplanung die Ange-
bote und Bedarfe zu überprüfen und fortzuschreiben. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Der Freistaat fördert sowohl die 1. Phase sowie die 2. Phase jeweils mit 50% der Personal- 
und Sachkosten. Allein die maximale Summe der Fördergelder ist in beiden Phasen unter-
schiedlich. Der Freistaat fördert die 1. Phase mit 40 € für jedes geborene Kind, in der Phase 2 
gibt es für jedes geborene Kind 30 €.  
In 2013 würde das für Erlangen eine maximale Förderung in Höhe von 3.070,00 €/Monat 
(36.840,00 €/Jahr) bedeuten, die Kommune muss sich in derselben Höhe beteiligen.  
 
Der für Erlangen errechnete Betrag für die Koordinationsstelle deckt mehr als den Umfang ei-
ner halben Planstelle, die um den gleichen Stundenanteil aufgestockt werden muss. Die Ver-
waltung hat diesbezüglich einen Antrag auf Neuschaffung einer Planstelle für den Haushalt 
2014 gestellt. Gleichzeitig ergibt sich die Möglichkeit, die Förderung zur Deckung für die halbe 
Planstelle der Jugendhilfeplanung herzunehmen. Eine Aufteilung der Stunden auf zwei Fach-
kräfte ist möglich, wobei ein Teil bei der Jugendhilfeplanung angesiedelt sein soll. Die restli-
chen Mittel können als Sachkosten eingesetzt werden.  
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Investitionskosten: € bei IPNr.:  
€ bei Sachkonto:  Sachkosten und 

Personalkosten: Ca. 70.000 € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen Ca. 36.000 €

(50 % für Perso-
nal-/ Sachkosten

bei Sachkonto: 

 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind z. T. (befristet) vorhanden bzw. bei den Haushaltsberatungen zu schaffen 
 
 
 
 
Anlagen: Förderrichtlinie vom 08. Mai 2013 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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2173-A 

 

Richtlinie zur Förderung der strukturellen Weiterentwicklung kommunaler Familienbil-

dung und von Familienstützpunkten 

 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 

für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 

 

vom 8. Mai 2013 Az.: Nr. VI2/6532.07-1/22 

 

 

Der Freistaat Bayern gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und den allgemeinen haus-

haltsrechtlichen Bestimmungen (insbesondere Art. 23, 44 Bayerische Haushaltsordnung – 

BayHO, den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften und den Allgemeinen Nebenbestim-

mungen für Zuwendungen zur Projektförderung an kommunale Körperschaften) Zuwendun-

gen zur Förderung der strukturellen Weiterentwicklung kommunaler Familienbildung und des 

bayernweiten Aufbaus von Familienstützpunkten. Die Förderung erfolgt ohne Rechtsan-

spruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

 

I. 

 

Allgemeine Beschreibung des Zuwendungsbereichs 

 

1.  Zweck der Zuwendung 

 

Den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe obliegt die Gesamtverantwortung 

für die Erfüllung der Aufgaben nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (§ 79 SGB 

VIII). Aufgabe der obersten Landesjugendbehörde ist es, die Weiterentwicklung der 

Jugendhilfe anzuregen und zu fördern (§ 82 Abs. 1 SGB VIII). Zur Weiterentwicklung 

der kommunalen Aufgabe der Förderung der Erziehung in der Familie (§ 16 SGB VIII) 

unterstützt der Freistaat Bayern die Landkreise und kreisfreien Städte bei der Pla-

nung, Organisation und Vernetzung der örtlichen Angebote der Eltern- und Familien-

bildung sowie bei der Einrichtung von Familienstützpunkten als wohnortnahe Kontakt- 

und Anlaufstellen für Familien in ganz Bayern. Damit sollen die kinder- und familien-

bezogenen Rahmenbedingungen vor Ort strukturell und nachhaltig verbessert und 

ein breitenwirksames und bedarfsgerechtes Angebot für Familien sichergestellt wer-

den. 
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2.  Gegenstand der Förderung 

 

Der Freistaat Bayern fördert Sach- und Personalkosten für: 

- eine Koordinierungsstelle für die Eltern- und Familienbildung und für die Fami-

lienstützpunkte (Koordinierungsstelle) beim örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe. 

- die Bestandsaufnahme, Bedarfsanalyse und Konzepterstellung für die Eltern- 

und Familienbildung auf der Ebene des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-

gendhilfe auf Grundlage des vom Staatsinstitut für Familienforschung an der 

Universität Bamberg (ifb) erstellten Gesamtkonzepts zur Eltern- und Familien-

bildung (Handbuch und Leitfaden zur Familienbildung im Rahmen der Kinder- 

und Jugendhilfe, ifb-Materialien 9-2009 und 7-2010) sowie die regelmäßige 

Fortschreibung des Konzepts.   

- die Umsetzung des erstellten Konzepts einschließlich der Einrichtung von ört-

lichen Familienstützpunkten. 

- den Betrieb und die nachhaltige Sicherung der Familienstützpunkte. Die Fi-

nanzierung von konkreten Einzelmaßnahmen und Kursen der Eltern- und Fa-

milienbildung aus der Zuwendung ist nicht möglich. 

 

3.  Zuwendungsempfänger 

 

Zuwendungsempfänger sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Bay-

ern.  

Die Zuwendungsempfänger sind als Erstempfänger ermächtigt, die Zuwendung zur 

Bestreitung von Personal- und Sachkosten ganz oder teilweise an Träger von Fami-

lienstützpunkten weiterzuleiten (Nr. 12 der Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen 

des Freistaates Bayern an kommunale Körperschaften - VVK).  

 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

 

Die Zuwendungsempfänger werden auf Antrag gefördert, sofern sie folgende Zuwen-

dungsvoraussetzungen erfüllen:  
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4.1 Einrichtung einer Koordinierungsstelle beim örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe 

 

- Aufgabe der Koordinierungsstelle beim örtlichen Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe ist die Planung, Entwicklung und Umsetzung eines kommunalen 

Konzepts der Eltern- und Familienbildung mit dem Ziel, ein bedarfsgerechtes 

Familienbildungsangebot und Familienstützpunkte vor Ort einzurichten. Dies 

beinhaltet auch die Initiierung, Umsetzung und Aufrechterhaltung von Maß-

nahmen im Sinne von Kooperation und Vernetzung der kommunalen Anbieter 

und Angebote, insbesondere die bedarfsgerechte Einrichtung von Arbeits-

gruppen, Gremien und Netzwerken. Eine enge Zusammenarbeit findet dabei 

insbesondere mit den Fachkräften der Jugendhilfeplanung sowie der Koordi-

nierenden Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kindheit) beim Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe statt. Die dauerhafte Einhaltung der Maßgaben 

dieser Richtlinie für die Einrichtung und zu den Aufgaben der Familienstütz-

punkte (Nr. 4.5) ist durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe si-

cherzustellen. Auf kommunaler Ebene ist ein Konzept für Öffentlichkeitsarbeit 

der Eltern- und Familienbildung und der Familienstützpunkte zu entwickeln 

und umzusetzen. Die Koordinierungsstelle hat im Rahmen der Öffentlichkeits-

arbeit die vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie und Frauen entwickelte und markenrechtlich geschützte Wort-Bild-

Marke „Familienstützpunkt“ zu verwenden.  

- Die Koordinierungsstelle ist mit einer namentlich zu benennenden Fachkraft 

der Kinder- und Jugendhilfe, in der Regel einer staatlich anerkannten Sozial-

pädagogin oder einem staatlich anerkannten Sozialpädagogen in eindeutig 

definierter Zuständigkeit zu besetzen. In begründeten Einzelfällen ist eine 

Ausnahme bei mindestens gleichwertiger Ausbildung möglich, insbesondere 

für 

 Diplom-Psychologinnen / Diplom-Psychologen,  

 Universitätsabsolventinnen und Universitätsabsolventen mit mindestens 

dem Abschluss Bachelor of Arts Psychologie, 

 Diplom-Soziologinnen (Univ.) / Diplom-Soziologen (Univ.) bei Nachweis 

eines einschlägigen Studienschwerpunkts oder bei einschlägiger Berufs-

erfahrung von mindestens zwei Jahren in der Kinder- und Jugendhilfe, 

 Universitätsabsolventinnen und Universitätsabsolventen mit mindestens 

dem Abschluss Bachelor of Arts Soziologie bei Nachweis eines einschlä-
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gigen Studienschwerpunkts oder bei einschlägiger Berufserfahrung von 

mindestens zwei Jahren in der Kinder- und Jugendhilfe, 

 Diplom-Pädagoginnen (Univ.) / Diplom-Pädagogen (Univ.) bei Nachweis 

des Studienschwerpunkts „Soziale Arbeit“ oder bei einschlägiger Berufs-

erfahrung von mindestens zwei Jahren in der Kinder- und Jugendhilfe, 

 Universitätsabsolventinnen und Universitätsabsolventen mit mindestens 

dem Abschluss Bachelor of Arts Pädagogik oder Erziehungswissenschaf-

ten bei Nachweis des Studienschwerpunkts „Soziale Arbeit“ oder bei ein-

schlägiger Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in der Kinder- 

und Jugendhilfe.  

- Die Fachkraft ist für die Erfüllung der Aufgaben im Bewilligungszeitraum min-

destens zehn Stunden je Woche in der Koordinierungsstelle einzusetzen. Bei 

der Festlegung des Umfanges der Arbeitszeit der Fachkraft soll die der Förde-

rung zugrunde liegende Anzahl der Geburten im Bemessungszeitraum ange-

messen Berücksichtigung finden.  

 

4.2 Erstellung eines Konzepts der örtlichen Eltern- und Familienbildung 

 

Der Zuwendungsempfänger hat dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und 

Sozialordnung, Familie und Frauen spätestens innerhalb von zwei Jahren nach Be-

ginn der Teilnahme am Förderprogramm ein Gesamtkonzept der örtlichen Eltern- und 

Familienbildung basierend auf einer Bestandsaufnahme und Bedarfsanalyse vorzule-

gen. Grundlage für die inhaltliche Gestaltung des Konzepts sind das Handbuch und 

der Leitfaden des ifb zur Eltern- und Familienbildung im Rahmen der Kinder- und Ju-

gendhilfe in Bayern. 

 

Die Teilnehmer des Modellprojekts „Familienstützpunkte“ sind von der Vorlage eines 

Erstkonzepts befreit.  

 

4.3 Regelmäßige Fortschreibung des Konzepts der örtlichen Eltern- und Familien-

bildung  

 

Bestandsaufnahme und Bedarfsanalyse sowie das Konzept der örtlichen Eltern- und 

Familienbildung (Jugendhilfeplanung zur allgemeinen Förderung der Erziehung in der 

Familie, § 80 in Verbindung mit § 16 SGB VIII) und der Familienstützpunkte sind in 
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einem Turnus von maximal drei Jahren zu überprüfen und bedarfsgerecht fortzu-

schreiben.  

 

4.4 Regelmäßige Berichterstattung 

 

Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, jährlich einen Tätigkeitsbericht mit sta-

tistischen Angaben nach einem einheitlichen und vom Bayerischen Staatsministerium 

für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen herausgegebenen Raster beim 

Zentrum Bayern Familie und Soziales vorzulegen. Der Tätigkeitsbericht ist regelmä-

ßig jeweils vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes einzureichen. Eine Ausfertigung ist 

für das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und 

Frauen vorzusehen.  

 

4.5 Einrichtung und Aufgaben von Familienstützpunkten 

 

Der Zuwendungsempfänger hat sicher zu stellen, dass Familienstützpunkte nach fol-

genden Maßgaben eingerichtet und betrieben werden: 

 

Familienstützpunkte müssen 

- an einer Einrichtung der Eltern- und Familienbildung nach § 16 SGB VIII in 

Trägerschaft der öffentlichen oder der freien Jugendhilfe angegliedert sein. 

Dies können insbesondere Familienbildungsstätten, Mütter- und Familienzen-

tren, Erziehungsberatungsstellen, Kindertageseinrichtungen oder Mehrgene-

rationenhäuser sein. In begründeten Einzelfällen kann auch eine Gemeinde 

oder ein Gemeindeverbund Familienstützpunkt werden. Eine organisatorische 

Angliederung an die Koordinierende Kinderschutzstelle (KoKi – Netzwerk frü-

he Kindheit) ist nicht möglich. 

- auf der Grundlage eines Ausschreibungs- bzw. Auswahlverfahrens bei allen 

im Bereich des Zuwendungsempfängers tätigen Trägern der öffentlichen und 

freien Kinder- und Jugendhilfe vom Zuwendungsempfänger ausgewählt wer-

den. Die Kriterien `Bedarfsgerechtigkeit` und `Sozialraumorientierung` sind zu 

berücksichtigen, um ein effizientes und für alle Familien gut erreichbares An-

gebot zu schaffen. 

- von Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe, in der Regel von staatlich aner-

kannten Sozialpädagoginnen oder staatlich anerkannten Sozialpädagogen, 

betreut werden. In begründeten Einzelfällen ist eine Ausnahme bei mindes-

tens gleichwertiger Ausbildung möglich, insbesondere für 
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 Diplom-Psychologinnen / Diplom-Psychologen,  

 Universitätsabsolventinnen und Universitätsabsolventen mit mindestens 

dem Abschluss Bachelor of Arts Psychologie, 

 Diplom-Pädagoginnen (Univ.) / Diplom-Pädagogen (Univ.) bei Nachweis 

des Studienschwerpunkts „Soziale Arbeit“ oder bei einschlägiger Berufs-

erfahrung von mindestens zwei Jahren in der Kinder- und Jugendhilfe, 

 Universitätsabsolventinnen und Universitätsabsolventen mit mindestens 

dem Abschluss Bachelor of Arts Pädagogik oder Erziehungswissenschaf-

ten bei Nachweis des Studienschwerpunkts „Soziale Arbeit“ oder bei ein-

schlägiger Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in der Kinder- 

und Jugendhilfe, 

 staatlich anerkannte Erzieherinnen und staatlich anerkannte Erzieher mit 

mindestens zweijähriger Leitungserfahrung in einer Kindertageseinrich-

tung für Familienstützpunkte in Kindertageseinrichtungen.  

- geeignete, möglichst barrierefrei zugängliche Räumlichkeiten für Erwachsene 

und Kinder, gegebenenfalls mit temporärer Kinderbetreuung bieten. 

- die Grenzen der fachlichen Zuständigkeit und Kompetenzen berücksichtigen. 

Bei Bedarf übernehmen die Fachkräfte der einzelnen Familienstützpunkte ei-

ne Wegweiser- und Lotsenfunktion zu anderen Einrichtungen, Diensten und 

Leistungsträgern.  

- die vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie 

und Frauen entwickelte und markenrechtlich geschützte Wort-Bild-Marke 

„Familienstützpunkt“ verwenden.   

- folgende Aufgaben wahrnehmen: 

 allgemeine Beratung und Unterstützung von Familien auf der Basis eines 

präventiven, familienorientierten und ganzheitlichen Ansatzes gemäß § 16 

SGB VIII. 

 Vorhaltung und Initiierung bedarfsgerechter und niedrigschwelliger Fami-

lienbildungsangebote vor Ort, gegebenenfalls in Kooperation mit anderen 

Einrichtungen und Diensten. Ziel ist es, ein ansprechendes Angebot für 

alle Familien unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Familiensitua-

tionen und Lebenslagen wie z.B. Familien mit Migrationshintergrund, Al-

leinerziehende zu gestalten.  
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 Vermittlung der ratsuchenden Familien an geeignete weiterführende Ein-

richtungen und Dienste der Kinder- und Jugendhilfe. 

 Vermittlung der ratsuchenden Familien sofern erforderlich an andere ge-

eignete, weiterführende Leistungsträger. 

 Entwicklung und Umsetzung geeigneter Konzepte für die Öffentlichkeits-

arbeit, insbesondere unter Nutzung der neuen Medien.  

 Vernetzung und Kooperation mit den unterschiedlichen Einrichtungen und 

Akteuren der Eltern- und Familienbildung vor Ort, insbesondere den Fami-

lienbildungsstätten, den Mütter- und Familienzentren, den Erziehungsbe-

ratungsstellen, den Koordinierenden Kinderschutzstellen (KoKi – Netz-

werk frühe Kindheit), den Kindertageseinrichtungen, den Ehe- und Famili-

enberatungsstellen und den Mehrgenerationenhäusern. Familienstütz-

punkte sind auch mit Angeboten des bürgerschaftlichen Engagements, 

insbesondere mit den Akteuren des Projekts ELTERNTALK der Aktion 

Jugendschutz, Landesarbeitsstelle Bayern e.V. vor Ort vernetzt, weisen 

auf vorhandene ELTERNTALK-Veranstaltungen hin und unterstützen die 

Arbeit von ELTERNTALK-Standorten vor Ort. Auch regional verortete Be-

hörden sind in die Netzwerkarbeit der Familienstützpunkte einzubeziehen.  

 

4.6 Eigenbeteiligung 

 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, zur Umsetzung des Projekts eine Beteili-

gung durch den Landkreis bzw. die kreisfreie Stadt in Höhe der staatlichen Zuwen-

dung zu leisten (Kofinanzierung). Die Kofinanzierung kann auch durch die durch den 

Personaleinsatz (personelle Verstärkung des Jugendamtes zur Erfüllung der Aufga-

ben nach § 16 SGB VIII, Nr. 4.1) entstehenden Ausgaben erfolgen. 

 

5.  Art und Umfang der Zuwendung 

 

5.1  Art der Förderung 

 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer Projektförderung als Festbetragsfinanzierung 

gewährt. Bewilligungszeitraum ist das Haushaltsjahr.  
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5.2  Höhe der Förderung 

 

Die Höhe der Zuwendung bemisst sich nach der Anzahl der lebend geborenen Kinder 

im jeweiligen Landkreis oder der kreisfreien Stadt. Bemessungszeitraum ist das vor-

letzte Jahr vor dem Jahr, für das die Bewilligung erfolgt.  

 

Die Förderung ist folgendermaßen gestaltet: 

- Zuwendungsempfängern, die erstmalig ein Konzept der örtlichen Eltern- und 

Familienbildung erstellen sowie Familienstützpunkte einrichten und keine an-

rechenbaren Vorleistungen aufweisen, wird bis zur Vorlage des Konzepts der 

örtlichen Eltern- und Familienbildung und der Freigabe durch das Bayerische 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen, maximal 

jedoch für zwei Jahre für jedes im Bemessungszeitraum geborene Kind eine 

Zuwendung von jährlich bis zu 40 Euro gewährt. Die jährliche Förderung be-

trägt davon abweichend maximal 100.000 Euro.  

Spätestens mit Beginn des dritten Jahres der Förderung wird für jedes im Be-

messungszeitraum geborene Kind eine Zuwendung von jährlich bis zu 30 Eu-

ro gewährt. Die jährliche Förderung beträgt davon abweichend maximal 

100.000 Euro. 

- Zuwendungsempfängern, die anrechenbare Vorleistungen aufweisen, wird für 

maximal zwei Jahre für jedes im Bemessungszeitraum geborene Kind eine 

Zuwendung von jährlich bis zu 40 Euro gewährt. Die jährliche Förderung be-

trägt davon abweichend maximal 100.000 Euro. 

Die Anrechnung bereits erbrachter relevanter Vorleistungen liegt im Ermessen 

des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie 

und Frauen. Die Regelung zur Bewilligung der Zuwendung in Höhe von bis zu 

30 Euro für jedes im Bemessungszeitraum geborene Kind kann nach Ent-

scheidung des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie und Frauen bereits vor Beginn des dritten Jahres erfolgen. 

- Zuwendungsempfängern, die Teilnehmer am Modellprojekt „Familienstütz-

punkte“ des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie und Frauen vom 1. April 2010 bis 30. Juni 2013 waren, wird für jedes 

im Bemessungszeitraum geborene Kind eine Zuwendung von jährlich bis zu 

30 Euro gewährt. Die jährliche Förderung beträgt davon abweichend maximal 

100.000 Euro.  
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Der jährliche Förderbetrag reduziert sich um ein Zwölftel für jeden vollen Kalender-

monat des Bewilligungszeitraums in dem die Fördervoraussetzungen nicht oder teil-

weise nicht erfüllt werden.  

 

6.  Mehrfachförderung 

 

Eine Förderung nach dieser Richtlinie entfällt, wenn für den gleichen Zuwendungs-

zweck andere Mittel des Freistaates Bayern, des Bundes oder der EU in Anspruch 

genommen werden. 

 

II. 

Verfahren 

 

7.  Sachliche Zuständigkeit 

 

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales ist für den Vollzug dieser Richtlinie sach-

lich zuständig. 

Die Prüfung der eingereichten Konzepte und Berichte obliegt dem Bayerischen 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen. Das Bayerische 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen übernimmt die 

fachliche Koordinierung und unterstützt bei den Einzelschritten des Gesamtkonzepts.  

 

8. Antrag; Form und Frist 

 

Der Antrag auf Förderung ist schriftlich grundsätzlich zwei Monate vor dem ge-

wünschten Förderbeginn beim Zentrum Bayern Familie und Soziales zu stellen. För-

derbeginn ist regelmäßig der Erste eines Kalendermonats. 

 

Dem Antrag sind folgende Nachweise beizufügen: 

- Erbringung der Eigenbeteiligung (Kofinanzierungserfordernis von 50 %; Nr. 

4.6) 

- Einrichtung einer Koordinierungsstelle (Nr. 4.1) 

- Erklärung zur Einhaltung der Zuwendungsvoraussetzungen (Nr. 4.) 

Sofern die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nicht ausreichen und daher eine 

Begrenzung bei der Auswahl zu bewilligender Anträge zu treffen ist, entscheidet über 
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die Reihenfolge der Bewilligung bei Anträgen, die alle Anforderungen der Antragsstel-

lung erfüllen, der Eingangszeitpunkt des Antrags bzw. der Zeitpunkt, zu dem ein An-

trag alle Anforderungen erfüllt. 

 
9.  Nachweis und Prüfung der Verwendung 

 

Der Zuwendungsempfänger hat in Form eines einfachen Verwendungsnachweises 

(Nr. 10.2 VVK, Nr. 6.1 ANBest-K) die Verwendung der Zuwendung nachzuweisen. 

Die Unterlagen müssen bis spätestens 31. März des Folgejahres beim Zentrum Bay-

ern Familie und Soziales eingereicht werden.  

 

III. 

 

Schlussbestimmungen 

 
10.  Inkrafttreten 

 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2013 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des  

31. Dezember 2016 außer Kraft. 

 

 

 

Seitz 

Ministerialdirektor 
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